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Einleitung.

îe ständische Verfassung hatte seit dem Siege der Gegen­
reformation )war ihre politische Energie, nicht aber ihre 
äustere Organisation eingebüht, die in den deutschen Stamm­

ländern bis in die Zeiten M aria  Theresias nahezu unverändert blieb. 
Trotz aller Entartung erhielten sich auch mit großer Zähigkeit alle 
lXechtsinstitute, die den korporativen Zusammenschluß der Stände und 
die Besihgrundlagen ihrer sozialen Macht zu schützen bestimmt waren.

Erst die Zeiten des aufgeklärten Absolutismus unterziehen diese 
sozialen Voraussetzungen des überkommenen Staats einer Überprüfung, 
und es ist nach dem Stande heutiger Forschung sicher, daß Österreich 
hier in mancher Richtung, insbesondere auch gegenüber dem Adel, 
weit radikaler vorging als Preußen.

Uns interessieren hier die Gerichtsreformen dieser Epoche. Sie be-i 
ginnen im Jahre 1749 in der Obersten Instanz, ergreifen sofort auch die 
Mittelinstanzen und erreichen ihren Höhepunkt unter Kaiser Josef ll.^ 
Sie stehen mit den Reformen der politischen Behörden im untrenn­
baren Zusammenhänge und können ohne Berücksichtigung der großen 
Gegensätze dieser Zeit zwischen Staat, Kirche und Ständen nicht 
richtig gewürdigt werden.

Aus der Gerichtsverfassung greifen wir nur wieder das recht­
liche Schicksal des adeligen Gerichts in Österreich unter und ob der 
Enns heraus. Die mittelalterlichen Grundlagen dieser beiden Gerichte 
sind Gegenstand eindringender Forschung gewesen.  ̂ Hier sei nur daran

r N . Luschin von Lbeng reu th , Gesch. des alleren Gerichtswesens in Öster­
reich ob und unter der Enns, Weimar IS70, N . R . von Wretschko, Das öster­
reichische Marschallamt im Mittelalter, W ien, ISY7.



erinnert, das) im 1ö. Jahrhundert bei Regierungsantritt der Kaiserin 
Maria Theresia in allen österreichischen Ländern eine besondere Gerichts- 
instan) für den Ndel bestand, die tief in das Mittelalter Mückreicht.

In  Österreich unter der Lnns stand an der Spitze dieses Gerichts 
der Landmarschall, der zugleich Oberster Volhugsbeamter des Landes­
fürsten im Lande und tzaupt der Stände, dem Landesfürsten und 
den Ständen verpflichtet war, und vom Landesfürsten auf Grund 
einer Präsentation durch die Stände ernannt wurde. Während 
der Landmarschall aus dem tzerrenstande, wurde sein Stellvertreter, 
der Untermarschall, aus dem Ritterstande genommen. Dem Land­
marschall entsprach, bei mancher Verschiedenheit im einzelnen, in Ober­
österreich der Landeshauptmann.

Das Gericht des Landmarschalls, respektive des Landeshaupt­
manns, war hauptsächlich personalinstan) für den landständischen Rdel, 
und Realinstan) für den GültenbesihR Seit dem 17. Jahrhundert 
trat auch für diese Länder durch sogenannte „Kriminalprivilegien" 
eine allerdings sehr eingeschränkte Gerichtsbarkeit in Kriminalsachen 
hiryu.^ Uber die Adelsgerichte und andere Gerichte erheben sich seit 
Maximilian I. die neuen Beamten-Kollegien als Regierungs- und 
Justizbehörden, von denen für unsere beiden Länder insbesondere die 
niederöst. Regierung in Bettacht kommt.

Die Adelsgerichte, auch „Landrechte" genannt, beruhten in ihrer 
Zusammensetzung überall auf dem Genossenschaftsprinzip des su6icium 
psrium. In  Österreich unter der Enns bestanden die Beisitzer aus 
Mitgliedern des Herren- und Ritterstandes, die vom Landesfürsten 
auf Grund einer Präsentation durch die Stände ernannt wurden. In  
Oberösterreich waren im Jahre 1627 nach dem Siege der Gegen­
reformation Beisitzer aus dem Prälatenstande hinzugekommen. ̂

2 tzier handelt es sich nur um einen orientierenden Überblick. Tläheres bei R. o. 
Luschin, Osterr. Reichsgeschichte, Bamberg IS -6 , S. 457 ff-, vgl. ferner von älteren 
Schriften insbes. L. Banni^a, Vollständige Abhandlung von den sämtlichen öster­
reichischen Gerichtsstcllen, Wien 1767, und F. I .  Greneck, Ichestruin surisckictiorus 
^ustrlscse. Wien >752.

° v. Luschin, Osterr. Reichsgesch. a. a. O. S. 457, E. v. Kwiatkowski, 
Die Lonstitutio crirnlnslls IReresisns, Innsbruck 1-04, S. > 2 -ff.. Loci. ^u;tr. I. 
S. 254 ff. etc.

< Ls geschah durch Kaiser Ferdinand II., Wien, am 29. Mär) >627. Vgl. Nrch. 
d. M in. d. Inn. Karton 50S, IV. bl. I; vgl. damit §. K. Stäuber, Historische Lphemeriden 
über die Wirksamkeit der Stände von Österreich ob der Lnns, Linz IS84, S. 151.



Das Ndelsgericht war im M ittelalter der Schauplatz heftiger 
sozialer Kämpfe gewesen, die uns v. Luschin anschaulich geschildert 
hat. Kür das IS. Jahrhundert fehlt jede irgendwie genügende D ar­
stellung, obwohl diese Epoche des Untergangs des luUiciurn psrium  
ein Interesse besonderer A rt darbietet. Die vorliegende Studie soll 
nun die Geschichte dieses Gerichts in den Zeiten M aria  Theresias 
und Josefs l l .  v o rfü h re n , 5 während die Restaurationszeit einer künftigen 
Darstellung Vorbehalten bleibt.

Bei der Behandlung werden einzelne Phasen der Entwicklung 
aktenmästig verfolgt werden,-^ nicht etwa aus Überschätzung des Details, 
sondern weil auf diesem Mege ein tieferer Einblick in die treibenden 
Kräfte jener Zeit gewonnen werden dürfte.

l l .

Die Reformen in der Zeit von 174S bis 1764.

Eine Erschütterung der alten Landesverfassung und damit auch 
der rechtlichen Stellung des Landmarschalls wurde im Jahre 1748 
durch die aus Antrag des Grafen yaugwitz durchgeführte Änderung 
in der M ilitä r- und Kinanzverfassung herbeigeführt. ^

Den Ständen kam bisher nicht blos) die Steuerbewilligung zu, 
sondern sie hatten noch in weit größerem Umfange als in anderen

5 W ir  besprechen nur die Gerichte, nicht die prozessualen Vorrechte des Adels. 
Über die letzteren und deren Geschichte vgl. kiauptsächlich Emil v. G chrutka-Aechten- 
stamm, Ieugnispflicht und Icugniszwang im österreichischen Iivilprozesse, W ien IS7S.

« Benützt wurden das k. u. k. Geheime tzaus-, Hof- und Staatsarchiv, das 
Archiv des k. k. Ministeriums des Innern und des k. k. Justizministeriums. Diesen 
hohen Ministerien, der Direktion des Staatsarchivs und den Herren Archiobeamten bin 
ich für gütiges Entgegenkommen ungemein verpflichtet.

» H. T om an , Das böhmische Staatsrech! etc., Prag IS72, S . los  ff., t lö f f .  
D 'E lv e r t ,  Jur österr. Verwaltungsgeschichte mit bes. Rücksicht aus die böhmischen Länder, 
Brünn i sso, S . 035, 342 etc. und derselbe, Ju r österr. Ananzgeschichte, Brünn ISSI, 
S . 541, 573, M .  S. von M a a s b u rg , Gesch. d. Obersten Iustizstelle in Wien, 
2. Aufl., Prag IS S t, G . S e id le i,  Studien zur Geschichte und Dogmatik des österr. 
Staatsrechtes, W ien ,S04, S . ,47 ff., und hauptsächlich Fr. T -z n e r, D ie landesfürstliche 
Verwaltungspflege in Österreich, 2. Heft, Wien IS02, S . 9S ff.



deutschen Territorien Nnteil an der M ilitä r- und Steuerverwaltung. 
Die traurigen Ergebnisse des Erbfolgekrieges hatten aber die Unhalt­
barkeit dieses JrechtsMstandes gezeigt, und das von der Kaiserin an­
genommene M ilitä r- und Eameralsystem des Grafen Haugwih führte eine 
folgenreiche Änderung herbei. Es wurden mit den einzelnen Ländern 
Rezesse abgeschlossen, durch welche für 10 Jahre, )um Teil allerdings 
nur für kürzere Zeit, die zur Erhaltung des sehr vermehrten Truppen­
standes nötige jährliche Kontribution im voraus bewilligt wurde. 
Ju r Deckung des gesteigerten tzeeresaufwandes wurde zugleich eine 
neue Neform der Grundsteuer beschlossen, die nun auch den Adel 
treffen sollte. Ferner wurde kraft dieser Nezesse, die nach Ablauf einer 
Zeit erneuert wurden und dauernde Iustände schufen, den Ständen 
die von ihnen bisher besorgten Zweige der Militärverwaltung nahezu 
ganz abgenommen und auf den Staat übertragen. Für diese Gebiete 
und die mit ihnen zusammenhängende Finanzverwaltung (das kMitsre 
m ixtum, coirti-ibutionsle und csmemle) wurden von M aria  Theresia 
neue staatliche Behörden, die sogenannten „Länderdeputationen", zur 
„Feststellung einer gleichmäßigen guten Verfassung und Ordnung in 
den Ländern" eingesetzt. S ie waren unmittelbar dem Landesfürsten, 
respektive den Hofstellen untergeordnet und von jedem ständischen Zu­
sammenhang abgelöst worden.

Es ist sehr begreiflich, daß die Änderung des Zahres 174S von 
den Ständen nur mit Widerstreben bewilligt wurde, und daß die 
Kaiserin in einzelnen Ländern zu außerordentlichen M itte ln  greisen 
mußte, um die Maßregel durchführen zu können?

Diese Länderdcputationen mußten allerdings — wie sich zeigen 
wird —  schon im folgenden Zahre einer neuen Behörde weichen, aber 
die den Ständen entzogenen Verwaltungsgebiete blieben beim Staate, 
und im gleichen Maße waren nun auch die Befugnisse des Land­
marschalls fast ganz auf den Vorsitz im Landtag und im land- 
marschallischen Gericht beschränkt.

Durch die große Behördenreform des folgenden Zahres 174Y 
traten im Zentrum an die Stelle der böhmischen und der österreichi­
schen Hofkanzlei nunmehr das Direktorium und die oberste Zustizffelle. 
Dadurch wurde nicht bloß das Prinzip der Sonderung der Zustiz von

" v. Luschin, Osten. Neichsgesch. a. O . S . 522; derselbe, Artikel „Land­
stände", im östcrr. Staalswörterbuch, 2. Aust., III. Band, S . 377.



der politischen Verwaltung verwirklicht, sondern auch staatlich ein 
mächtiger Fortschritt im zentralistischen Sinne herbeigeführt.

Zugleich mit dieser Neform der Ientralverwaltung erfolgte aber 
im selben Zahre eine Reorganisierung der Mittelbehörden in den 
eimelnen Ländern. Ruch hier kam das p r in M  ^ T re n n u n g  der 
Zusti) von der politischen Verwaltung in Anwendung und die Kaiserin 
becheichnete diese Mastregel wiederholt in ihren Sandschreiben als eine 
notwendige Konsequenz der Veränderung im Zentrums In  Böhmen 
wurde die bisher aus obersten Landesofficheren, also ständischen Ele­
menten konstituierte Statthalterei aufgehoben. An ihre Stelle trat für 
die bolitics und Esmerslis die 1748 errichtete „Deputation", die 
nunmehr den Vamen „Repräsentation und Kammer erhielt. Die 
suclicislis wurden hingegen einer zweiten Behörde, dem sogenannten 
„Lonsest der Obersten Landesbeamten" unter dem Präsidium des 
obersten Burggrafen übertragen, wodurch die politische Verwaltung 
von der Iusti) gänchich getrennt, zugleich aber auch das von M aria  
Theresia als so gefährlich erkannte „politische Regiment des ständischen
Beamtentums" eine schwere Linbuste erlittch während in der Iusty
das ständische Übergewicht allerdings erhalten blieb.

Die gleiche Änderung erfolgte bei den Mittelbehörden aller 
deutschen Lrbländer, eben M  Durchführung des allgemeinen Prinzips 
der Trennung der Iusty  von der politischen Verwaltung. Von der 
niederösterreichischen Regierung sagt die Kundmachung im wiener 
Diarium vom 14. M a i 1749, diese Behörde sei „demzufolge m 
)wei Regierungen teils in suäicislibus, und teils im ?ub!lc,s ab­

geteilt worden? < . ^
wenn nun auch — wie sich zeigen wird —  dieses Grund-

princhp der Abteilung der Iusttz von der politischen Verwaltung von 
M aria  Theresia bei den Mittelbehörden nicht festgehalten wurde, ,o 
blieR  doch die „Verstaatlichung" der im Jahre 1748 den Landes- 
dcputaüoncn ^uqcwicscncn chmdiscbcn Agenden aufreebt, und ging aus
die neuorganisierten politischen Behörden über^ ^

M it  Recht wurde von der Literatur aus die historische Wichtig­
keit dieser Tatsache hingewiesen.' Die ständische Verfassung erhielt

- v. M a a s b u rg  °. O. S. 351, 3S4, 3 7 ,, Te^ner a. O. S. ,02.
< T om an  a. O. S. >45, >46, ,50 ff. und Te?ner a. O.

 ̂ v. M a a s b u rg  a. O. S . 371-
« M it  besonderer Energie von Te),ner a. O . S. ,04 bis 107.



dadurch eine schwere Einbuße. Dies gilt im gesteigerten Maße für 
die böhmischen Länder, war aber auch von großer Bedeutung für 
die altösterreichischen Stammländer. Überall wurden die den Ständen 
entzogenen Verwaltungszweige der staatlichen Verwaltung definitiv 
eingegliedert und die Stände dadurch in weitem Umfange depossediert. 
Vicht bloß der Landmarschall von Österreich unter der Enns verlor 
damals einen guten Teil seiner Verwaltungsbefugnisse und seines Ein­
flusses; das gleiche gilt sogar in verstärktem Maße für Oberösterreich.

I n  Oberösterreich war infolge des neuen M ilitä r-und  Came- 
ralsystems der Landeshauptmannschaft fast nur die Iusttz geblieben. 
Die wenigen Geschäfte i n ?ublicis-?oI>tici5, die im Jahre >748 noch 
nicht an die Landesdeputation übergegangen waren, durften wohl 
unter dem Vorsitze des Landeshauptmanns, jedoch nur mit Betziehung 
der erwähnten Deputation besorgt werden. Die Stände erhoben da­
gegen am 1. M ätz 1749 eine a. u. Vorstellung. Sie beriefen sich 
auf die großen Opfer, M denen sie sich bei Mschluß des Vezesses 
bereit erklärt hatten und baten, daß dem Landeshauptmann und den 
Landräten doch wenigstens gleiche Vechte neben der Deputation ein­
geräumt werden möchten.^ Aber das kaiserliche Veskript vom IO. M a i 
1749 Zeigte, wie wenig geneigt die Kaiserin war, den Ständen ähn­
liche Konzessionen zu machen. Nuch in Oberösterreich wurde durch 
dieses Veskript die Landesdeputation unter dem neuen Vamen „R e­
präsentation und Kammer" zu einer permanenten Behörde.
V  Zwei Jahre später wurde aber die weitere Konsequenz gezogen. 

Es erging nämlirb die Weisung, daß die Landeshauptmannschaft flir 
Österreich ob der Enns ihren alten Vamen deshalb nicht behalten 
könne, wefl eine Abtrennung der kAblics und blixtn vom juclicislc 
geschehen und die ersteren, „als die wichtigsten", der Repräsentation 
ganz übergeben worden seien. Vor das alte Forum der Stände sollen 
allein die ständischen Lriminslis und juäicislis gehören. Die Kaiserin 
habe deshalb dieser Stelle den Vamen „Landrechte in Österreich ob 
der Enns" gegeben, und der Landeshauptmann solle „Präses der 
Landrechte" heißen, der Landesanwalt aber „Vizepräses"?

7 S tä u b e r  a. O. S . 155.
» Nrch. d. M in . i>. 3nn. VI. ä . g, 17ZI, >2 . Jun i, vgl. da;u D om  in  a. O. 

S . IS, der aber von Oberösterreich überhaupt nicht spricht und diese Veränderung erst 
sür das tzahr >7S4 im Landrecht unter der Lnns beginnen lässt; vgl. damit S t ä u b e r  
a. O. S . 156.



Da auf diese Meise „alle ?ublic3 und ?olitic3 der Landes­
hauptmannschaft abgenommen wurden", und diese auf die Justy be­
schränkt blieb, so wurde gleichzeitig angeordnet," das) die Beisitzer aus 
dem Prälatenstande „vom künftigen Erscheinen in der Landrechts­
session ganz dispensiert werden". Der geistliche Stand lasse ihre Teil­
nahme an Verhandlungen in Kriminalsachen nicht M ; auch sei in 
keinem der Lrbländer ein Exempel xu finden, das) bei einer solchen 
Gerichtsstelle „geistliche Personen xur Administration der Iusty  bei- 
gexogen werden". Vergebens protestierte der Prälatenstand in einer 
ausführlichen Eingabe," in welcher er nicht blos) auf sein historisches 
Necht, sondern auch auf eine Nnxahl rechtsgelehrter Mitglieder seines 
Standes hinwies, gegen diese empfindliche Schmälerung seiner Rechte. 
I n  einer Resolution vom 30. Oktober 1751 wird seine Bitte ab­
gewiesen. Die Resolution erging auf Grund eines Vortrages des 
Direktoriums, in welchem nochmals betont wird, das) es in keinem 
Lande Rechtens sei, die Prälaten „xu einer bloßen Iudicialstelle als 
ordentliche Räte Mxuxiehen".^

Damit war also für Oberösterreich aus der alten Landeshaupt- , 
Mannschaft und dem Gerichte des Landeshauptmanns ein bloßes 
Gericht geworden, das unter der Leitung eines Präses stand, der 
ausschließlich richterliche Funktionen übte. Die Verwaltungsbefugnisse s 
waren völlig an die landesfürstliche Kollegialbehörde übergegangen.

Aber diese Organisation ändert sich hier schon drei Jahre später. 
Im  Jahre 1754 „erhebt" eine kaiserliche Resolution das oberöster­
reichische Landrecht wieder xur „Landeshauptmannschaft", überträgt 
aber das Präsidium dem Präsidenten der Repräsentation und Kammer, 
der zugleich zum Landeshauptmann ernannt w ird ."  Das in dieser 
Meise der landesfürstlichen Behörde angegliederte Landrecht soll nun- 
mehr den ̂ Märnen „Iustizstell^ in Oberösterrelch^"tragen, und wird 
durch zwei gelehrte Beisitzer vermehrt. Zugleich ordnete die Kaiserin 
an, daß, „wie in Mähren, die Appellationen und Rekurse direkt an  ̂

^ ie  Oberste Iustizstelle und nicht mehr an die niederösterreichische!

° Nrch. d. M in . d. In n . ib iäem : vgl. auch S ta u b - r  a. O.
"> I75>, 20. Oktober; Min. d. In n . a. O.
"  Min. d. 3nn. ib idem 7!r. 52 ex 1751.

Nbschr. d. kais. hdschr. vom 7. M a i 1754, worin dem Oberöst. Landrecht 
die kais. Resol. vom 23. M är) ,754 mitgeteilt wird, im Just. M in . Nrch. „Mederost. 
Landrecht, L in) 2 3 ", vgl. damit S t ä u b e r  a. O . S . 15ö.



Aeaierung gehen sollen", obwohl die Oberste Iuschstelle gellend 
s s ra c h te V ^ M is c h ^ ^ e m  Mährischen und ob der Lnnsischen Land­

recht ein beträchtlicher Unterschied bestehe.^
Line neue Veränderung ging im Jahre , 7 5 9  vor sich. Uie 

Kaiserin nahm ihre Mastregeln einer vollständigen Trennung der 
Justh von der politischen Verwaltung bei den Mittelbehörden Mück. 
Umfassende Vorberatungen hatten diesen Schritt vorbereitet, auf dessen 
M otive  näher einMgehen hier nicht möglich ist.

Nm 14. N p ril ,759 erging ein Handschreiben, die Kaiserin 
habe wieder die Vereinigung der niederösterreichischen Regierung und 
Kammer mit der Justizstelle angeordnet und der in dieser Weise wieder 
vercinig tcn Landcsskclle eure ncuc M s t ru k lw n  gegeben,^ Uucd d,e>e 

Instruktion liegt uns vor. Kurz darauf wird aber hinzugefugt, dap 
bei dieser einheitlichen Behörde die Justiz von der politischen V e r­
waltung gesondert zu behandeln sei, und die Instruktion gibt darüber

nähere Vorschriften.  ̂ ^  .5 . » -
Nus derselben Instruktion erfahren w ir, dafl die Kaiserin zugleich 

„Oberösterreich nach Mederösterreich, ebenso aber auch Kärnten und 
K rain auf diesem Wege nach Steiermark ziehen wolle".

I n  Oberöstcrreich geschah die Veränderung in folgender Weise: " 
D ie  Repräsentation und Kammer dieses Landes wurde mit der so- 
genamiwn „Jusmstelle", dem früheren Landrecht, v e r e in ig t  und zwar 
derart, dast an S telle beider Behörden wieder eine einzige Behörde

I n  Oberosterreich sei die Ia h l der Beisitzer sehr klein, dem mährischen Land- 
rechie gehören aber alle höheren Landesosfplere und der Kardinal von Olmuh an, ,m 
ganren ,S Aäte. L s  gilt als höchstes Tribunal, weil ost der Landesfürst selbst präsi­
dier,. D ie  Räte sollen jetzt freilich aus sechs redupert werden. Andererseits seien d i- 
Ngenden des oberöst. Landrechts weil gröster als in TNähren. S ie  umsaffen alle c^usse
der Stände nebst den in M ähren u n b e k a n n t e n  Berlaffenschastsabhandlungen, das Land­

rech, sei zugleich das Zorum sür die Städte und Märkte, und Appellationsbehorde gegen 
Urteile der herrschastlichen Gerichte, es sei zugleich Kriminalinstanz sür das ganze Land.
W ürde der Rechtszug in Oberostcireich direkt vom Landrecht an die kais. M t .  gehen,
so würden sich die Parteien nicht mehr des bcnekiclum  äp p e lls tio m s . sondern nur 
mehr des benekicii k cv is io n is  crsrcuen, obwohl die Appellation das A cm eüiunn or- 
U inanium sei. Iudem  seien durch die Revisionsordnung Urteile in R-ch,ssttei,igk-it-n um 
weniger als 200 Gulden regelmäßig nicht revisibel. D ie  Zolge wäre, daß in Streitsachen 
um geringere Summen nur L ine Instanz bestehen würde. . . Just. M in .  Arch. ib iöem .

»  Arch. d. M in .  d. 3nn. »I. A . 4, Karton M .  127.
rr sgust. M in .  Arch. R . öst. Landrecht in genre Zasz. 22 , G ra f Lhotek an die

Oberste Iustizstelle 1752, 20. Sptb.



unter dem alten Aamen „Landeshauptmannschaft" trat, der die poli­
tische Verwaltung und die Ousth übertragen wurde. Der Stellvertreter 
des Landeshauptmann, der „Landesanwalt" sollte jederzeit aus dem 
Nitterstand genommen werden. Diese wieder in ihre alten Rechte ein- 
gesehte Landeshauptmannschaft ob der Enns würbe — wie vor dem 
Iahrie 174Y — abermals der niederösterreichischen Regierung in M e n  
subordiniert. ^

" T o  zeigt der Organismus in Österreich unter und ob der Enns 
im Jahre 1759 doch ein verschiedenes B ild. Die niederösterreichische 
Regierung ist wieder Justiz- und zugleich Verwaltungsbehörde für 
Österreich unter der Enns, ganz ähnlich wie die Landeshauptmann­
schaft in Oberösterreich. Letztere ist aber der niederösterreichischen Re­
gierung subordiniert und der Rechtszug geht nunmehr wieder von 
Oberösterreich an diese Behörde. Nbcr die niederösterreichische Re­
gierung unterscheidet sich von der oberösterreichischen Landeshaupt­
mannschaft nicht bloj) durch die Nberordnung, sondern auch dadurch, 
das) in Riederösterreich neben der Regierung das landmarschallische 
Gericht als besondere Ndelsinstanz fortbesteht, während in Ober­
österreich das alte Landrecht mit seinen gelehrten Beisitzern in 
der Landeshauptmannschaft mit der politischen Verwaltung ver­
bunden ist.

Das niederösterreichische landmarschallische Gericht war blohes 
Gericht geblieben. Der Landmarschall selbst hatte keine anderen Be­
fugnisse mehr, als das Präsidium in diesem Gericht, im Landtag und 
in den ständischen Kollegien. Der Landeshauptmann von Oberöster­
reich hingegen vereinigte in seiner Hand wieder die Justiz mit der 
politischen Verwaltung, und zwar deshalb, weil es in Oberöstcrreich 
über der Landeshauptmannschafl kein Landeskollegium mehr gab, 
sondern die Oberaufsicht in ?olitici5 und die zweite Instanz in Justiz­
sachen durch die niederösterreichische Regierung in M ien besorgt wurde.

Die letzte und wichtigste Rcuordnung der Länderverfassung 
unter M aria  Theresia geschah aber in den Jahren >762 und 1764. S ic 
ist deshalb um so wichtiger für jede Betrachtung, weil bei der Restau­
ration der Verfassung durch Kaiser Leopold II. eben das Jahr 1764 
als „Rormaljahr" angenommen wurde.

Schon im Jahre 1760 war auf Anregung des Grafen Kaunitz

>» S t ä u b e r  a. O.  157.



als oberste beratende Behörde der Staatsrat errichtet worden, der sich 
ein Oahr später mit der Krage einer Verwaltungsreform M beschäftigen 
hatte." Die im Jahre 1 7 4 9  für das Zentrum ausgesprochene Trennung 
der Justh von der politischen Verwaltung wurde gut geheisten, aber 
die Verbindung der Finanzen mit der politischen Verwaltung im Direk­
torium als unhaltbar erklärt, infolgedessen das Direktorium aufgehoben 
und die an Stelle desselben eingesetzte „vereinigte böhmisch-österreichische 
Aofkanzlei" auf die politische Verwaltung beschränkt, die Hofkammer 
aber wieder in ihre alten "Rechte eingesetzt. Hiermit im Zusammenhang 
wurde in Sitzungen des Staatsrates im Jahre 1762 über die Reor­
ganisation der Länderstellen beraten.^ M an entschied sich für den 
Grundsatz, dast in jedem Lande nur L in  Chef bestehen sollte, unter 
dessen Leitung die politische Verwaltung, die Justiz und die Finanzen 
in getrennten Dikasterien zu verwalten wären. Dieses neue System 
erhielt am 12. Ju li 1762  die kaiserliche Genehmigung und wurde 
allmählich in allen deutsch-böhmischen Ländern unter Berücksichtigung 
der Verschiedenheiten ihrer Verfassungen durchgesührt. ^  N ls bei dieser 
Reuordnung die Stände wieder ihre alten Vorzugsrechte zur Geltung 
bringen wollten, wurden ihre Ansprüche im Staatsrat entschieden be­
kämpft. Gegenüber den Ansprüchen der böhmischen Stände verteidigte 
der älteste der Staatsräte Freiherr v. S tu p a n  die Grundsätze des 
Jahres 1 749  und Kaunitz sprach sich in einem denkwürdigen Votum

"  H o ck -B id e rm a n n , Der Osterr. Staatsrat, S . 14 ff.; D 'L lo e r t ,  Jur 

Osterr. Verw. Gesch., a. O. S . 046.
'2 H o ck -B i derm ann a. O. S . 17.
is tzo ck -B id e rm a n n  a. O . Vgl. da;u G . S e id le r  a. O . S . ISO,. Te?ner

a. O . S . I I I ,  über die damalige Ordnung für Mähren vgl. D 'L lo e r t  a. O. S . 3-7. 
Ls wird statt der bisherigen Repräsentation und Kammer ein königliches Landes-Gu- 
bernium „als die in corpore a. H. Shre eigene Person im Land repräsentierende erste und vor­
nehmste Landesstelle" errichtet. „Lapo und Präsident" derselben sollte der kgl. Landes­
hauptmann sein, der zugleich im Landtag und im Landesausschus) das Präsidium hatte, 
und M l Besorgung der Geschäfte vier besoldete Räte ohne Unterschied des Standes )ur Seite
hatte. Auch in Böhmen wurde durch Hoidekr. vom 1. Ju li 1763 an Stelle der Reprä­
sentation und Kammer ein Landes-Gubernium unter dem Präsidium des obersten Burg­
grasen eingesetzt und der Lonseffus der Landesbeamten mit demselben verbunden, was 
allerdings nur bis >771 dauerte (Tom an  a. O. S . >53). 3n einzelnen Ländern ist 
also das Nmt des Gubemial-Präsidenten mit dem des Landeshauptmanns vereinigt, 
ähnlich wie es schon früher in Oberösterreich geschehen war; vgl. v. Lu  sch in , Ostcrr. 
Staatswörterbuch, 2. Nufl., Ä rt. „Landstände S . 377.



gegen die Wiederherstellung der ständischen Vorzugsrechte a u s ? "  Die 
Kaiserin aber entschied am 2. M a i 1763 im gleichen Sinne.

Zugleich mit dieser Veuordnung der Landesbehörden, die keines­
wegs den Ständen zustatten kommen sollte, wurde ein schwerer Schlag 
gegen den ständischen Organismus selbst geführt.

Im  Jahre 1748 wurden, wie wir wissen, den Ständen wichtige 
Verwaltungsgebiete entzogen, aber die Mißwirtschaft machte sich 
neuerlich in einem solchen Umfange geltend, daß Maria Theresia im 
Jahre 1763 zu einer radikalen Änderung des ständischen Organismus 
in allen Ländern sich entschloß, zu einer Änderung, die auch auf die 
rechtliche Stellung des Landmarschalles und seines Gerichtes von Ein­
fluß wurde, weshalb wir die Maßregel näher ins Auge fassen müssen.

In  Österreich unter der Enns hatten die Stände von alter Zeit 
her einen überreichen Organismus, der insbesondere aus einem Ver- 
ordnetenkollegium, einem Ausschuß und dem Aaithkollegium bestand. 
Alle diese Kollegien waren mit besoldeten Mitgliedern des yerren- 
und Aitterstandes beseht. Einem Obereinnehmeramt, dessen Stelle 
dem Aitterstande Vorbehalten war, unterstand das Kassenwesen. Außer­
dem war das Land in Viertel eingeteilt, deren Verwaltung ursprüng­
lich durch Viertelkommissäre besorgt wurde, die freilich zu jener Zeit 
schon durch landesfürstliche Kreishauptleute erseht sind.

In  diese alt überkommenen Verhältnisse griff Maria Theresia 
im Jahre 1763 ein. Sie hob den ständischen Ausschuß und das 
Aaithkollegium auf und übertrug die ständische Verwaltung auf ein 
einziges Kollegium, das den Vamen „Verordnetenkollegium führen 
sollte und an dessen Spitze der Landmarschall gestellt wurde. ̂

so H o ck -B id e rm a n n  a. O. S . IS .  —  K aun itz  schrieb damals das folgende 
Votum nieder: „Ich kann nicht dafür stimmen, den Ndel und die Stande wieder in die 
höhe ?u heben. Ich selbst bin vom böhmischen N d-l und bin Gutsbesitzer, aber meine 
Pflicht gegen Eure Majestät steht oben an. W ie gefährlich die Machtbefugnisse des Ndels 
sind, hat sich in Ungarn, Siebenbürgen, den Niederlanden gezeigt. Ich muss vor Gott 
und Lurer Majestät bekennen, dass ich die Wiedereinführung der Negierung durch den 
Adel als ein Werk ansehe, das aus einmal alle Verbesserungen und Hoffnungen ab­
schneiden und der Allerhöchsten Macht den empfindlichsten Stoss versetzen würde".

-r Näheren Einblick in die Motive der neuen Einrichtung gewährt das Hand­
schreiben der Kaiserin an den niederöst. Landmarschall Zürsten Trautsohn vom 7. M a i 
,764: D ie Kaiserin habe von der schlechten Verwaltung des Lontributionale und der 
übrigen ständischen Konde vernommen, ebenso von der Konniveiy der Stände bei Steuer­
rückständen und von der unvorsichtigen und treulosen Gebahrung im Obereinnehmeramt.

N d t c i ,  Das adelig- Landr-chi m 7t!-d«- und Ob-röft-ir-ich.



Dem Handschreiben der Kaiserin, das diese Anordnung traf, 
und vom 7. M a i 1764 datiert ist, war eine Konferenz vorangegangen, 
in welcher gegenüber den Bedenken eines Vertreters des Prälaten­
standes, die geplante Reduktion des Organismus sei für die Stände 
kränkend und „verkleinerlich", darauf hingewiesen wird, das) alles 
ja „nach dem Beispiele der übrigen böhmisch-österreichischen Länder 
geschehe".^

Gleichzeitig aber mit dieser Einschränkung des ständischen O r­
ganismus erfolgte eine völlige Änderung in den uralten Kompetenzen 
des Landmarschalls dadurch, das) von seinem Amte das su^icinle 
abgetrennt und seine Funktion im Adelsgericht auf ein Ehrenpräsidium 
reduziert wurde. An die Spitze des Adelsgericht aber tritt ein neuer 
Beamter, der den Rainen „Oberster Landrichter' führt. Im  übrigen soll 
dieses nunmehr „kaiserlich-königliche Landrecht ' dieselbe Jurisdiktion 
und Gerichtsordnung behalten, wie bisher. Das Amt des Bnter- 
marschalls wird aufgehoben. Beisitzer des Gerichts sind wie früher 
ausschließlich Mitglieder des Herren- und Ritterstandes.

S ie  sei daher auf M it te l  bedach! gewesen, w ie m an )u  einer besseren O rdnung  der G e ­

schäfte, M  Behebung der V e rw irru n g , M  Verschonung der K o n trib u tio n  und M  

Besserung des ständischen K re d its  gelangen könne. I u  diesem Zwecke habe sie die K o n ­

zentrierung der vielfachen K o lleg ien  in  E ines unter dem Präsid ium  des Landmarschalls 

angeordnet. D ieses K o lleg ium  solle alle Geschäfte führen, die bisher dem V erordncten- 

kollegium, dem Nusschutz und N aithko lleg ium  )ukamen, „ M  besseren Übersicht und O rd ­

nung der ständischen Geschäfte, wovon man Proben in  anderen Ländern  h a t". D ie  

übrigen ständischen Ko lleg ien  wurden deshalb ausgehoben. Präsident dieses neugebildeten 

K o lleg ium s, der „V erordnctenste lle ", soll der Landmarschall werden, er solle alle M itz -  

wirtschaft beseitigen. K a n n  er dies nicht, so soll er die N iye ig e  bei t ) o f  machen. (N rch. 

d. M in .  d. 8 n n . IV . tz . 4 .)
22 gm  übrigen sei schon schwierig genug, auch n ur fü r den durch die „neue E in ­

richtung" restringierten S ta tu s  geeignete M itg lie d e r  aus dem H erren- und R itterstande 

?u finden, da mehrere im  Konkurse stehen, andere w ieder der geeigneten O ua lis ika tion  

entbehren. D a ß  der Landmarschall an die Spitze der Verordnetenslelle trete, sei gary 

angemessen, denn dieses K o lleg ium  „stellte die gesamten S tände  da r" und der L a n d ­

marschall sei eben „C apo  der S tä n d e " . E r  habe dadurch eine „Vergrötzerte N k t iv itä t" ,  

und das gleichzeitige Präsid ium , das er im  Landrecht führt, sei w oh l kein H in d e rn is . 

D ie  Verordneten sollen zusammen sechs M itg lie d e r zählen, je zwei aus dem P rä laten-, 

Herren- und R ittcrstand. N ls  die Prä la ten in  der Konferenz die freie W a h l der V e r ­

ordneten „wenigstens fü r das erste M a l  zum Scheine" erbaten, entschied sich die K a iserin  

sür ein W ahlrecht der S tände, das aber der Zustim m ung des Landessürsten unterliegen 

sollte, „ebenso w ie in  Innerösterreich". Dagegen müsse das N m t des Obereinnehmers aus 

dem Bürgerstande besekt werden. ( M in .  d. I n n .  IV . H . 4  sei N r .  4 4 , M a i  >764.)



W ir sehen, die wichtigste Veränderung bestand in der Ver­
drängung des Landmarschalls, der seine uralte Stellung in diesem 
Gericht verliert und dessen Tätigkeit auf die Verwaltung eingeschränkt 
wird. Sein Ehrenvorsih im Landrecht hat nur einen nominellen 
Charakter. A ls  sich in späterer Zeit eine Kontroverse darüber entspann, 
ob der Landmarschall von der Obersten Zusthstelle oder der tzofkanzlei 
in Pflicht M nehmen sei, wendete die letztere ein, der Landmarschall 
habe „seit der neuen Einrichtung des niederösterreichischen Landrechts" 
in diesem nur mehr Titel und Sitz eines Ehrenpräsidenten ohne 
Gewalt und Votum. Er habe keine Kompetenz mehr, nicht einmal 
dem Türhüter dürfe er mehr befehlen, sondern er habe nur das Kecht 
prim o loco )u sitzen.

M aria  Theresia hatte bei dieser Mastregel nicht blost, wie es ja 
selbstverständlich ist, der Opposition der Stände )u begegnen, sondern 
auch dem Widerspruch ihrer Zentralbehörden, insbesondere der Obersten 
Iusthstelle. Es ist ungemein belehrend, dies näher )u verfolgen, weil 
man dadurch Einblick in die Gegenströmungen gewinnt, die sich im 
Beamtentum jener Zeit geltend machten?'

Die Mastregel geht auf eine Anregung zurück, die der Hofrat 
G raf p e r la s  in einem promemoria gegeben hatte. Das promemoria 
behauptete arge Miststände im adeligen Landrecht und machte V or­
schläge M  Abhilfe. Die Kaiserin legte das promemoria dem Staats­
rat im A p ril 1764 zur Begutachtung vor. Die Mitglieder des Staats­
rats erklärten sich prinflpiell für eine bessere Einrichtung des niederöst. 
Landrechtes, da Gebrechen vorhanden seien. Aber die Vorschläge des 
promemorias erregten ihre Bedenken. Insbesondere findet Hofrat 
v. S tu p a n , dast „die Abänderung des uralt hergebrachten brsesickii 
eines zeitlichen Landmarschalls, und respektive Landuntermarschalls, 
tief in die ständische Einrichtung einschlage, andererseits die Kosten 
nicht mindern werde, wie es das Beispiel bei der böhmischen und 
mährischen Landtafel zeigt". Das promemoria wollte das Landrecht 
durch eine „gelehrte Bank" ergänzen. Graf B lüm egen wendete sich 
gegen diesen Antrag, da das Landrecht ein adeliges Gericht sei, und 
der Adel fast in allen Ländern in prims iostsntis s psribus judi-

Vgl. sür das Salzende: Just. M m . Ärch. Zas?. >5, M .  I und 2 „niederöst. 
Regierung", feiner Staaisr. Nkten M .  I I -S .  über Gras perlas vgl. o. M a a s b u rg , 
S . 130. Nus den Nkten ergib! sich, dast M aria  Theresia dem Grasen perlas, der seit 
>75- Hosrat der Obersten Iustystelle war, grostes Vertrauen schenkte.



)iert werde. A lle  Votanten beantragen, die Kaiserin möge über den 
gaiyen plan die Oberste Gerichtsstelle vernehmen, was M aria  The­
resia nun auch anordnet. Sie übersendet das promemoria am - . M a i 
1764 an den Präsidenten der Obersten Justystelle M  Begutachtung 
mit der Bemerkung, dafl sie die „?rinc ip is  in ßenerslibus" ge­
nehmige; nur mit der von perlas beantragten Einführung einer 
gelehrten Bank im landmarschallischen Gericht sei sie nicht einver­
standen; sie könne ja jederzeit den Gelehrten, die ins Landrecht 
ernannt werden sollen, zugleich mit der Ernennung den Nitterstand 
verleihen.

Die Oberste Iustystelle nun äußert sich in ihrem Gutachten 
vom 12. Juni 1764 über das Elaborat des Grafen pe r la s  wenig 
freundlich.^ Die Kaiserin möge doch bedenken, „wie schmerzlich es 
sowohl dem Landmarschall wie dem Untermarschall fallen müsse, eines 
durch so lange Jahre aufgehabten ?rsesi<Zü auf einmal sich entsetzet 
)u sehen, besonders da hiedurch (beim Untermarschall) dem Nitter- 
stand eine so ansehnliche Prärogative entzogen und derselbe vorläufig 
nicht einmal gehört wird, wo doch dieses Präsidium in einer 20Sjäh- 
rigen Possession und dem Vernehmen nach in einen zwischen dem 
Herren- und Mtterstand gettoffenen Vergleich gegründet, auch dagegen 
an Seite des Herrenstandes niemahlen einige Beschwerde gereget 
worden ist". G raf pe r la s  beanttage die Aufhebung der Ämter des 
Landschreibers und Gerichtssekretärs und greife den Landschreiber und 
das gartze Gericht höchst empfindlich an. Nbcr für seine Anklage fehle

-4 S ie  mein! MNächst, es wäre erwünscht gewesen, daß über eine so wichtige 
Zrage wenigstens jene Stellen vernommen werden, denen das landmarschallische Gericht 
subordiniert ist (gemeint ist die niederöst. Regierung). „D a  aber mündlich erinnert worden 
ist, das) Lure M t .  diese Vernehmung keineswegs gestattet, also die garye Sache sozu­
sagen schon entschieden sei . . . da ferner der Vorttag des Grafen perlas der Obersten 
Iustystelle erst jetzt bekanntgegeben und von ihm der kais. M t .  unmittelbar )u Händen 
übergeben wurde, folgsam (folglich) verschiedene Umstände mündlich beigebracht worden 
sein dürften . . .  da endlich es eine theure Pflicht ist, seine M e inung allerh. Deroselben 
ohne mindeste Rücksicht a. u. ?u eröffnen, um sowohl gegen G ott, als auch gegen Eurer 
M l .  und der ganzen Rachwest vor allem V o rw u rf sich sicherzustellen, besonders da an d-rley 
Vorstellungen die Regenten keineswegs gebunden . - - , aus allen diesen Gründen er­
statte! die Oberste tzustizstelle ihr freimütiges Gutachten. G ra f perlas wünsche Abstellung 
aller bei diesem Gerichte üblichen Verehrungen, Regalien und Emolumente, er ziehe 
besonders gegen den Landschreiber los und wolle ein besonderes Taxamt beantragen. 
Aber die V orw ürfe gegen den Landschreiber sind ungerechtfertigt etc.



jeder Beweis. Der Referent G ra f 9 a r t i g  habe durch 12 Jahre 
beim landmarschallischen Gericht gedient und niemals die mindeste 
Beschwerde vernommen.^ Hierauf folgt nun aber eine sehr 
merkwürdige K ritik  des richterlichen Rachwuchses im Landrecht: „K e in  
Kenner der Verfassung im landmarschallischen Gericht kann <^uer Kais. 
M t.  rathen, den Landschreiber und Gerichtssekretär auhuheben, da 
diese beiden die wahre Kenntnis des Gerichts besitzen^ . . ." D ie 
Oberste Iustystelle schildert nun die umfassende Tätigkeit dieser beiden 
Beamten und kommt schliestlich M  folgendem Nntrage: „Belastung 
des landmarschallischen Gerichts in der gegenwärtigen Verfassung mit 
Hinausgabe einer neuen Instruktion; mindestens aber zu gestatten, 
das) über diese einschneidende Krage vorher eine „Iusammentretung' 
der Hofkanzlei, der Obersten Justizstelle und aller Kinanzstellen statt­
finde, die der Kaiserin ein Gutachten zu erstatten hätten.

Darauf resolvierte die Kaiserin, sie sei m it der beantragten 
Konzentration einverstanden, „doch ist dabey schon für entschieden an­
zunehmen, das) das niederösterr. landmarschallische Gericht auf den 
Kus), wie solches dermalen besteht, ferners nicht belassen werden möge 
und das) künftig ein Landrichter dabey zu bestellen sei".

Das Nrchiv des Justizministeriums bewahrt nun auch den sehr 
interessanten Bericht der Obersten Justizstelle über diese am 11 . J u li 
stattgesundene Konzentration?' W ir  erfahren daraus, das) die böhmisch­
österreichische Hofkanzlei den Vorschlag des Grafen p e r l a s  „weder 
nötig, noch nützlich, sondern höchst schädlich" erkenne, weshalb sie gegen 
jede Änderung, eventuell aber dafür ist, „doch wenigstens vorher die 
 ^ ____________________________________

L in  Gehal! von SOM Gulden sür den Präsidenten des Landrechts sei „über­
mäßig und unanständig", da doch ein niedcröst. Statthalter die gleiche Besoldung erhält 
und Mischen ihm und einem Vändrechtspräsidenten ein Unterschied sein muß, 6000 Gulden

würden also genügen.
2° „W ie  die gan;e Ritterbank besetzt ist, so kann man allerdings behaupten, daß 

keiner im Stande sehe, die täglich- Erledigung vor beständig voyutragen und die ge­
bührenden rechtlichen Vorbescheidungen an die Hand ;u geben: Und da das landmar­
schallische Gericht eben jene Stelle ist, wo der junge Ndel, wie er gan; frisch aus denen 
L o llcg iir  austritt, ;ur Rechtsübung angeführet werden soll, so ist ja beh einer solchen 
Stelle das Votum lntorm stivum  ohnvermeidlich. Sowohl beh Regierung, als auch beh 
dem hofmarschall besorget eine Person allein die tägliche Erledigung, also ist solches 
beh dem landmarschallischen Gericht eben ohnumgänglich nölhig . . .". (Just. M in . 

Rrch. idielem.)
2' Just, W in . Rrch. a. O . N ls Referent fungiert abermals Gras hartig.



Stände M vernehmen". Ebenso ablehnend hätten sich sämtliche Zinan,- 
stellen verhalten. Sie sind aus finanziellen Gründen für den alten 
Zustand und blosie Abhilfe der G eb re che n .^  Die Kaiserin habe sich 
M ar wiederholt geäußert, den Vorttag bezüglich dieser neuen Ein­
richtung zuversichtlich zu erwarten, aber „allein über die quscstio 
quomo6o"; die Oberste Zustizstelle ist jedoch außer Stande, die 
qusestio quomoclo zu beantworten, da sämtliche Finanzstellen dies 
ebensowenig vermocht hätten. Der einzige Ausweg sei der, die Stände 
über diesen Vorschlag zu vernehmen, ^  und die Oberste Iustizstelle 
erlaubt sich, diesen Antrag, der durch die einhellige Zustimmung aller 
Hofstellen unterstützt wird, zu unterbreiten.

Die Kaiserin aber sprach sich in ihrer Resolution sehr ungnädig 
über die frondierenden Hofstellen, vor allem über die Hofkanzlei aus, 
die ihr Votum „sehr unstandhafft und ahndungsmäßig abgelegt". 
Maria Theresia beharrt auf Durchführung aller Hauptpunkte des 
Vorschlags. Insbesondere bleibt es bei der Ernennung eines beson­
deren obersten Landrichters.^" Eines Vorschlags für die Besetzung be­
dürfe es nicht. Die Kaiserin wird diesen Beamten ehestens ernennen. 
Der Landmarschall als ein „emeritierter Minister" soll übrigens das

-2  N lle  diese Umstände versehen die Oberste Iustpstelle, deren Pflicht es ist, die 
kais. Befehle gehorsam aus^usühren „zwischen T ü r und N nge l", denn sie ist eben ver­
pflichtet, alle Umstände ohne mindeste Verfehlung ganz ungescheut zu eröffnen".

22 Vielleicht ließen sie sich dazu bereden, gegen Linhebung der I io o o  Gulden 
aus dem shansgrafenamt, der übrigen Gerichts- und Waisenratstaxen und der sonstigen 
gewöhnlichen Spcrrinventurs- und Nbhandlungsregalien und Emolumente die S a la - 
rierung des landmarschallischen Gerichts, wie der allhiesigen Landtafel zu übernehmen.

2° Fast verletzend war die M itte ilu ng  an den Landmarschall Fürsten Trauffohn 
(S taatsr. Nkten sei V r .  2 1 -5 ) : Dem Fürsten wird durch die Behörde bekanntgegeben 
werden, was für eine Einrichtung Ich bei dem niederöst. landmarschallischen Gericht zu 
treffen und wie Ich bey solchem für das künftige einen eigenen Obrist-Landrichter zu 
bestellen befunden. Dieser hat bey denen abhaltenden Raths-Sessionen fortan das ?rS- 
sic jium -O i-fltnsi-iu rn zu führen, dergestalten doch daß einem jeweiligen Landmarschall 
das ?rsrjU iurr> ko n o rs in u rrl beygelaffen werden und demselben srch stehen solle, bey 
den Raths-Sessionen zu erscheinen; wo dann beide an der Tafel bey dem Rathstisch in 
gleichen Lehnsesseln, und zwar der Landmarschall zur Rechten und der Obriste Landrichter 
aber zur Linken den Sitz zu nehmen haben. Gleichwie aber nach der dermalig neu be­
schlossenen ständischen Verfaflung bey dem Landmarschallamt ohnehin sehr viel wichtige 
Verrichtungen Vorfällen, so hat der Fürs! nur einige M a le  das Jahr hindurch, lediglich 
)u r Beybehaltung der Prärogativ bey sothanen Gerichts-Sessionen sich einzufinden, damit 
selbter in  Besorgung seiner anderweiten Obliegenheit umsoweniger behindert werden möge.



Recht behalten, das Landrecht frei M  frequentieren, ebenso wie in 
Böhmen der Oberstburggraf und wie in Mähren der Landeshaupt­
mann dieses Recht besitze. Das Am t des Untermarschalls wird auf­
gehoben;" der Ritterstand sei ja dadurch entschädigt, dass nunmehr 
sechs vom Ritterstande dem Gerichte als besoldete Räte angehören.

Damit war also der Landmarschall seiner gerichtlichen Befug­
nisse definitiv entsetzt. Rur wenn es sich um die privilegierte Krimmal- 
instan) der Stände handelte, kam ihm noch der wirkliche Vorsitz )u. 
Im  übrigen ist sein Amtsbereich auf das Präsidium in der Rerord- 
netenstelle und im Landtag eingeschränkt. Er ist nur mehr politischer 
Beamter und bald sollte auch das letzte Andenken an seine 
uralte richterliche Funktion, das Ehrenpräsidium im Landrecht ver­

loren gehen. ^  c
Das Landrecht hatte nunmehr bloß )u ,udyieren. Die yos-

karylei drückt dies einmal dahin aus, das) damals die „politisch-öko­
nomischen Geschäfte vom suckicisle abgetrennt wurden"?- ^ L > r ig e n  
behielt das Gericht seine alten Kompetenzen und der Rechts^ug ging 
wse^bisher an die niederöst. Regierung. Es soll mit der „nämlichen 
Jurisdiktion wie dermalen, auch mit Beibehaltung der bestehenden 
Gerichtsordnung operieren und mit keinen anderen Räten als yerren- 
und Ritterstandes besetzt werden". M an  sieht, das Princhp des ju - 
ckicium psi-mm blieb hier strenge aufrecht, während das oberost. 
Landrecht, wie wir wissen, bereits M ei gelehrte Beisitzer erhalten hatte.

Den alten Ramen mußte das Gericht einbüßen, da es nach 
seinem ehemaligen Vorsitzenden, dem Landmarschall, genannt worden 
war, dieser aber aus dem Gerichte hinausgedrängt wurde. Das Gericht 
hieß nunmehr „k. k. Landrecht". Der Oberste Landrichter, der nun 
an seine Spitze trat, war ausschließlich Richter?^ Daß er von e 
Kaiserin einseitig ernannt wurde und M aria  Theresia dama s sogar 
jeden Vorschlag der Obersten Iusttzstelle ablehnte, wissen wir bereits.

-r Staatsr. Nkten ibiöcm.: Der bisherige Uniermarschali v. M o s e r  wurde aus 
diesem Änlas) -  wie die Kaiserin es erklärt -  ..aus Gnade und M  Abfertigung ,um

Geheimen Rat emannt.
2 2  Arch. d. M in . d. Inn. Kart. 727.

L i  hatte seinen Amtstitel nicht etwa in Erinnerung an ein alles ^  '
sondern an das böhmische Amt gleichen Ramens erhallen. Dgl. das ^
rats v. S t u p a n .  August ,7S4 (in Ttaatsr. Akten M . 2 ,SS), der gegen diesen Ramen

Bedenken äußerte.



Sowie er ausschließlich Richter, so war der Landmarschall nunmehr 
ausschließlich politischer Beamter.^

In  Oberösterreich mußte die ständische Verfassung dieselben 
Eingriffe erdulden, wie in den übrigen Ländern^. Durch ah. Reskript 
vom 22 . Iu n i 1765 wurde der ständische Nusschuß und das Rairh- 
kollegium aufgehoben und nur das Verordnetenkollegium belassen, an 
dessen Spitze der Landeshauptmann trat. Die Landeshauptmannschaft 
sollte Mittelbehörde Mischen den Ständen und dem kaiserlichen Hofe 
sein, so daß die Korrespondenz der Stände mit den Hofbehörden nicht 
mehr direkt, sondern nur durch die Landeshauptmannschaft ging. Ver­
gebens beschwerten sich die Stände am 6 . Nugust 1765 darüber und 
über die Nufhebung ihrer Kollegien. S ie baten auch, daß die Stelle 
des Landeshauptmanns immer durch ein M itglied des oberöst. Herren­
standes besetzt werde, aber die Kaiserin schlug diese Bitten ab. Sie 
sicherte )war bei Ernennungen die Berücksichtigung befähigter Land­
leute )u, erklärte aber ausdrücklich, daß sie sich das freie Ernennungs­
recht Vorbehalte. Im  übrigen blieb hier die bereits geschilderte Landes­
verfassung vom Jahre 1759 aufrecht.

^  I n  diesem Sinne erging am 20. September 1764 das Handschreiben an den 
Präsidenten der Obersten sgusthstelle Grafen Brenner, mit welchem die Kaiserin ihre 
..Hinal-Tnlschlieslung" und eine neue Instruktion für das niederost. Landrecht übersendet 
(M in . d. In n . IV. H . 4). Ium  Obersten Landrichter hat die Kaiserin — wie sie m il­
teilt —  den bisherigen Hofmarschall-Amtsverweser Grafen C a o r i a n i  ernannt. D ie 
Kaiserin wünscht auch, das) der Oberste Landrichter in Zukunft eventuell von einem der 
rangältesten Mitglieder der Tiegierung aus dem Herrenstande vertreten werde.

Weitere Bestimmungen betressen die Aushebung des Amtes des Landschreibers 
und Sekretärs und die dadurch verursachten Maßregeln, ferner die Introdugerung des 
Obersten Landrichters in sein Amt und die Beeidigung der Landrechtsbeisiher. Sie soll 
bei der niederost. Negierung erfolgen, während das Kangeipersonale vom Obersten Land­
richter in Pflicht M nehmen ist. D ie vom 24. September >764 datierte Instruktion, die 
den Akten beiliegt, enthält Normen, welche diesen Grundsätzen vollkommen entsprechen. 
Ebenso findet man hier „den Personal- und Besoldungsstatus des niederost. Landrechts 
aus demselben Jahre mit dem Obersten Landrichter Grafen Caoriani an der Spitze, die 
Landräte des Herren- und Nitterstandes und das Kangeipersonale (M in . d. Inn . 
ibiUem).

33 S t ä u b e r  a. O . S . ISS.



D ie  Vorgeschichte der Josefinischen Gerichts- 
reform unter Kaiserin M aria  Theresia.

I n  den A rchiven  finden sich A kten  M  Vorgeschichte der I u r i s -  
diktionsnorm  für Aiederösterreich, deren I n h a l t  e in g ro ß es  rechts­
geschichtliches Interesse darbietet. M a n  sieht die A n f ä n g e ,  a u s  welchen  
die I u r i s d ik t io n s n o r m e n  K aiser  J o s e f s  II. erwachsen sind, sieht, daß  
M  Z e i t  M a r i a  T h e r e s ia s  die Z en tra l-  und M it te lb e h ö rd en  sich jeder 
radikalen Ä n d eru n g  widerseht h ab en ,  so daß  schließlich M a r i a  T h e ­
resia die Entscheidung g a b ,  e s  solle beim alten b leiben, w ährend  
K aiser  J o s e f ,  a l s  M i t t e g e n t  in einer A r t  p r o m e m o r ia  sich a uf  die 
S e i t e  der R e f o r m  stellte. S o f o r t  nach R e g ie r u n g s a n tr i t t  hat aber 
Kaiser J o s e f  M gleich mit der V o l le n d u n g  der a l lg em e in en  G e r ic h ts ­
ordnung aus diese großen  V o r a r b e ite n  ) u  den I u r isd ik t io n sn o r m e n  zuriiek- 
gegriffen, sie beendigen lassen und i n s  W e r k  gesetzt. E s  ist nicht 
m öglich ,  diese Vorgeschichte der Josefinischen G er ich tsform  mit voller  
A usführlichke it  darMstellen. S i e  soll aber insow eit  gebracht werden,  
a ls  sie M m  V e r s tä n d n is  der großen  V er ä n d e r u n g  d ienen kann, der 
d a s  ade lige  Landrecht unter K aiser  J o s e f  II. en tge gen g ing .

D i e  von  J o s e f  II. im J a h r e  1 7 8 2  in s  W e r k  gesetzte vö l l ige  
R e o r g a n is ie r u n g  der G erichtsverfassung steht mit der gleichzeitigen  
R e f o r m  des I iv i lp rv M s ses  im Z u s a m m e n h a n g ,  die in der a llg em ein en  
G erich tsordn u n g  n iedergelegt ist. B e i d e  Gesetzeswerke w urden bereits  
unter M a r i a  T h ere s ia  vorbereitet. D i e  Vorgeschichte der a l lg em ein en  
G erich tsordn u n g  ist w iederho lt  behandelt  w orden  Z  minder bekannt ist, 
daß auch die R e f o r m  der Gerichtsverfassung schon im  J a h r e  1766 
ernstlich erw og en ,  ° im letzten J a h r z e h n t  der R e g ie r u n g  M a r i a  T h e ­
resias aber G e g e n s ta n d  sehr e ingehender B e r a tu n g e n  g ew o r d en ist.

- v. t z a r r a s o w s k y ,  Gesch. der Kodifikation des österr. Iiv ilrech ts , W ie n  IS S S , 
S .  3S ff., N .  M e n g  e r, S ystem  des österr. Iivilpro^eyrechts, I. B d .,  W ie n  >S76, 
S .  5 4  ff., R .  Zrh. v. C a n s t e i n ,  Lehrbuch der Gesch. und  Theorie des österr. I iv i t -  
p ro M e c h ts ,  l . B d .,  B e rlin  IS S 0 , S .  166 , und neuestens H . v. B o l t e l i n i ,  in  der 
Zeitschrift M  Iah rhundertse ie r des O st. N llg . bürg. Gesetzbuchs, I. B d .,  der L o ä e x  
T k e r e s l s n u s  im Osterr. S ta a ts ra t ,  S .  53 .

2 V g l. H. v. V o l t e l i n i  a . a . O .  S .  IS ,  N n m . IS . h iernach  hatte die K aiserin  
schon im b ah re  >766 aus A nregung  des S ta a ts ra ts  eine V ereinfachung der G erichts- 
instan^en nicht bloß für B öhm en , sondern auch für die übrigen E rb länder in s N uge  gefaßt.



Kaiserin M a r ia  Theresia hatte schon im Jahre 1 7 5 J den p lan  
gefaßt, allen ihren Ländern nicht bloß ein sicheres gleiches Kecht, 
sondern auch eine „gleichförmige Verfahrensart' )u geben. D as Gesetz­
buch sollte in seinen ersten drei Teilen das Iiv ilrecht, im vierten ^.eil 
das Verfahren in Zivilsachen enthalten. Der im Jahre 1766 vo ll­
endete Entwurf des E o 6 ex IVeresisnus normierte aber nur das 
materielle Iiv ilrecht. Eine kaiserliche Resolution vom >7. Vovember 177Z 
ordnete die Trennung beider Kodifikationsarbeiten an, ein Entschluß, 
der von entscheidender Bedeutung wurde, weil dadurch die Kodifikation 
des Zivilprozesses von der viel langwierigeren des materiellen Z iv il­
rechts unabhängig gemacht und eine weit frühere Fertigstellung der 
Gerichtsordnung ermöglicht wurde. M a n  entschied sich ferner, schon 
im Jahre 1772 dazu, „nicht von der spinoss m steris  jurisclictioms. 
sondern von den gerichtlichen Versahrungsarten den Anfang zu machen , 
so daß sich die nächsten Arbeiten ausschließlich auf das Verfahren 
beschränkten, und die Frage nach der Gerichtsverfassung erst später 
in A ng riff genommen wurde. Aber trotz dieser sehr klugen Maßregel 
ging die Arbeit erst von statten, als im Jahre 1774 der ausgezeich­
nete Jurist, Kegierungsrat v. F ro id e v o , m it ihr betraut wurde, der 
seinen Entwurf in wenigen Monaten fertigstellte. Dieser von der Kom­
mission angenommene Entwurf erhielt am 8. J u li 1776 die kaiser­
liche Sanktion. Ba ld  darauf wurde aber der Befehl zur Drucklegung 
widerrufen, um das M erk infolge kaiserlicher Resolution einer neuer­

lichen Überprüfung zu unterziehen.
S e it dem Jahre 1775 beschäftigte sich die Kaiserin aber auch 

in sehr intensiver Weise mit Entwürfen zur Veuordnung der Gerichts­
verfassung. Diese Bemühungen führten zwar nicht zum Ziele, bildeten 
aber die Grundlage für die Reformen Kaiser Josefs auf diesem 

Gebiete.
Es bestand in der Kompilationskommission die Auffassung, dap 

ohne eine gründliche Keform der Gerichtsverfassung^ weder der neue 
Iiv ilprozeß durchführbar, noch überhaupt eine Besserung in der Jusiiz- 
psiege zu erhoffen sei. Schon am 28. Vovember >775 hatte diese 
Kommission einen programmatischen Entwurf für die Gestaltung der

2 L inen Überblick über die damalige Gerichtsverfassung und ihre verworrenen 

burisdiktionsv-rhaltniss- bei o. D a m in  a. a. O . S .  2  ff., vgl. auch ° °n  ^ " b u r g  

a. a. O . S .  3 ff. und 0 - B e i d t e l ,  in Sihungsber. der kais. Akademie, Phil, hsswr. N>.

V tl. u. V III. B d .



künftigen Gerichtsverfassung in Tliederösterreich überreicht.^ §ür den 
Fall seiner Genehmigung wollte die Kommission den plan zunächst 
nur für dieses eine Land näher ausarbeiten, „um später desto leichter 
die Anwendung auf die übrigen Erbländer machen M können". A ls 
Ursache für die geplante Umgestaltung gibt die Kommission den Umstand 
an, das) die von ihr vorbereitete neue Prozeßordnung den Grundsatz 
anerkannt habe, das) jede Partei die Berufung an eine Meile Instan) 
offen haben müsse. Jur Durchführung dieses Grundsatzes schlug sie 
eine Neuordnung der Gerichtsverfassung für Österreich unter der Enns 
vor, die bei weitem nicht so radikal war, als die vom Kaiser Josef II. 
im Jahre 17S3 erlassene Jurisdiktionsnorm, aber geschichtlich den 
Übergang )u ihr bildet. In  der Erweiterung der Kompetenzen des 
Landrechts und der Magisttate und in der Abgrenzung dieser Kompe­
tenzen, je nachdem die beklagte Partei dem Adel oder dem Bürger­
stand zugehört, ferner in der Einschränkung der geistlichen Gerichts­
barkeit, der Gerichtsbarkeit des Obersten tzofmarschalls und der 
Universität, lag eine bedeutende Annäherung an die Grundsätze des 
Josefinischen Gesetzes. Schon hier finden wir auch den Vorschlag 
zur Aufhebung der „schädlichen" Gerichtsbarkeit des Maut- und 
Massergerichts, des Hansgrafenamtes, der Gerichtsbarkeit der Maltheser 
und der Deutschen Aitter, des Wechselgerichts und des Spielgrafen­
amtes. Vur waren in Merkantil- und Wechselprozessen sowohl in erster 
als zweiter Instanz ein bis zwei Kaufleute zuzuziehen. Von allen 
Gerichten erster Instanz sollte die Appellation an die niederöst. Re­
gierung gehen. Vur wenn über die Giltigkeit der Ehe erkannt wurde, 
ist an den Bischof zu appellieren. Unter Umständen hat ein aus geist­
lichen und weltlichen Aäten zusammengesetztes Gericht zu entscheiden. 
Wurde ein Spruch erster Instanz in der zweiten nicht bestätigt, und 
„wollte es der andere Teil dabei nicht bewenden lassen, so soll der 
Fall nach tzof angezeigt werden".

Durch den vorgelegten plan glaubte die Kommission die Ge­
schäfte der niederöst. Negierung gewiß um die Hälfte, jene des 
Obersten Hofmarschallischen Gerichtes noch mehr zu vermindern, die 
des Landrechts aber nicht zu vermehren, weil die Streitsachen der

'  S taaisr. Nklen, A r .  3 IS 9, 2S. Aovb. L r  stammte von Z r o i d e v o ,  was aus 
den später M e rlen  W orten 0°sess II. hervorgeh,. V g l. ferner die zahlreichen Akten über 

diese ^Haterie im Arch. d. ^Nin. d. Arm. VI. I., Karton 1551.



Dienstboten der adeligen Grundherrn nunmehr den Ortsgerichten M  
gewiesen wurden.

Dieser Man war im Dezember 1775 dem Staatsrat )ur 
Begutachtung übergeben worden, der sich ihm wenig gewogen 
zeigte. Der Staatsrat v. Loehr  hält es in seinem Votum vom 18. De­
zember für gefährlich, tzauptgrundsähe )u bestätigen, deren Durchführ­
barkeit schweren Bedenken unterliege. Ihre Anwendung würde über­
dies für jedes andere Land einer besonderen Erwägung bedürfen. Die 
Aufhebung des Mechselgerichtes könne er niemals anraten. A ls die 
Wechselordnung und die Wechselgerichte vor einigen Jahren eingeführt 
wurden, habe sich das Vertrauen auswärtiger und erbländischer 
Handelsleute sehr gehoben. Gebrechen, die sich etwa zeigten, könnten 
ja beseitigt werden. „Der bloste Gedanke, die Maltheser- und Deutsch- 
Ordensgerichtsbarkeit )u kassieren, )eigt schon, das) man sich noch nicht 
die Mühe gab, notwendige Umstände )u überlegen. Es bestehen 
hierüber feierliche Kompaktaten mit den Orden und erst vor wenig 
Jahren ausgefertigte Privilegial-Iusicherungen. M it  einem Federstrich 
lästt sich dies nicht über den Haufen werfen . . . Die Appellation von 
den hiesigen Lonsistoriis an die Negierung vorzuschreiben, sei un­
zulässig, und mit den passauer Privileg unvereinbar. . . Das Kiskal- 
gericht, oder hier in W ien die Iuschbanko-Deputation der Negierung 
in ^ppe lls to rio  unter^uordnen, und also anstatt der bisherigen zwei, 
künftig in allen solchen Nechtssachen drei Instanzen zu schaffen, könnte 
ich niemals anraten . . . Übrigens ist das Banko-Institutum eine so 
heilige Sache, daj) sich nicht das mindeste ändern läßt (!) . . ." Trotz 
aller Bedenken —  meint übrigens v. Loehr  — „läßt sich der Gedanke, 
die vielfältigen Gerichtsinstanzen dahier und in den Ländern zu ver­
mindern, auch das Zorum so verschiedener Gattung von Leuten in 
ein besseres Verhältnis zu bringen und die Gerichtszüge superi- 
ores instsntiss zu regulieren, keineswegs verwerfen . Loehr  beantragt 
daher, über den Vorschlag die Länder- und Hofstellen zu vernehmen.

v. G eb le r  findet, das) der Vorschlag der Kompilationskom- 
mission mit ihrer eigentlichen Bestimmung, ein Gesetzbuch und eine 
Gerichtsordnung zu entwerfen, keinen Zusammenhang hat. Die Ge­
richtsinstanzen und das Horum eines jeden können bei aller Ver­
änderung der Gesetze und des OiAmis ju6ici3rii bleiben, wie sie nach 
den Verfassungen jedes Landes und nach den k^ivileßiis und Eom- 
psctstis bestehen. „D ie Bedenken des ersten V oti ließen sich noch



vermehren und scheint mir unter ändern die Z u te ilu n g  des kori  
privi lcgist i  der L a n d e sm itg lie d e r an so vie le  andere P a r­
teien und die h ie raus notw end ig  folgende gan? andere B e­
stellung dieses G erichtes den größten Beschwerlichkeiten )u 
un te rliegen" . . .

v. S tu p a n  tritt Geblers Ansichten entgegen. Er meint, die 
Kompilationskommission sehe mit Necht darauf, daß bei der allge­
meinen Gerichtsordnung bestimmt werde, „wohin jede Person und 
respektive die Streitsache gehörig, welches bei anderen Gerichtsordnungen 
gleich anfänglich ange^eigt zu werden pflegt", übrigens ist er gleich­
falls für Anhörung der yo f- und Länderstellen, während Graf 
tzah fe ld  im Interesse rascherer Erledigung dafür ist, daß von den 
Länderstellen nur die niederösterreichischen gehört werden, da es sich 
ja zunächst nur um Aiederösterreich handle.

Kaiser Josef als Mitregent entschied in diesem Sinne. Er 
sandte die „sehr wohl verfaßte Aota" der Kompilationskommission 
an die Hofkanzlei zu dem Ende, daß über den Inha lt derselben ein­
verständlich mit der Obersten Iustizstelle die niederöst. Behörden ver­
nommen und die Gutachten binnen drei Monaten vorgelegt werden. 
Diese Gutachten wurden in der Zeit vom Zebruar bis A p ril 1776 
erstattet und von der Hofkanzlei mit a. u. Vortrag vom 12. A pril 
>776 der Kaiserin unterbreitet.

Am belehrendsten vielleicht ist das Gutachten der niederöst. Re­
gierung. Es ist um so schärfer gefaßt, als ja der vorgelegte pian, 
ganz so wie die Josefinische Aeform, der niederöst. Aegierung die 
Justiz in erster Instanz völlig entzog, die alte Aegierung also um 
ihre Existenz kämpfte. Im  Gutachten heißt es: „Das wesentlichste 
des neuen planes liege darin, daß die ganze Bevölkerung in Adelige 
und Unadelige abgeteilt würde, und die ersteren dem Landrechte, die 
letzteren dem Stadtrat gerichtlich unterstehen sollen."

I n  der La t war dies ja auch ein Grundprinzip der späteren 
Josefinischen Iurisdiktionsnormen. Hören wir nun die niederöst. 
Aegierung. Sie meint: „D ie Erfindung dieses sehr einfachen V or­
schlags mag wohl dem Urheber nicht viel Mühe gekostet haben. Der 
Vorschlag greife aber gewalttätig in erworbene Aechte. Die Gerichts­
barkeit sei in diesem Lande nach den verschiedenen persönlichen Eigen­
schaften, Freiheiten, Immunitäten, Exemptionen und Prärogativen der 
geistlichen und weltlichen Stände, Orden, Kommunitäten, teils aus



den Quellen der geschriebenen und gemeinen Rechte, teils aus jenen 
der Landesverfassung, nach gründlichster Überlegung mit Zleis) und 
Vorsicht bestimmt. S ie  sei durch vielfältige Verträge, Prozesse, öffent­
liche Anordnungen, Vormalgesehe und gerichtliche Aussprüche bestätigt. 
D ie  geplante Änderung könne also ohne gewaltsame Zerstörung von 
Rechtsgrundlagen nimmermehr bewerkstelligt werden. Durch die Veu- 
ordnung würden Menschen verschiedener Kondition, Bedienstung, 
Amtierung, Verrichtung, Charakters unter die Gerichtsbarkeit einer 
einzigen Stelle gezwungen. „S o llen  die untergeordneten Beamten 
nicht mehr bei der eigenen Gerichtsstelle ihres Amtes, die Dienstleute 
nicht mehr beim Korum ihres Herrn behandelt werden, so würden 
Mischen manchen ansehnlicheren Beamten oder ehrbaren, obschon nicht 
adeligen Personen und Mischen Leuten der niedrigsten Gattung alle 
Anterschieds^eichen verlöschen, die Aangordnung zerrüttet, das A n ­
sehen der Obrigkeit geschwächt, die Subordination der Amtspersonen 
zerstört, das Band der Unterwürfigkeit und Einigkeit Mischen V o r­
steher und Untergebenen, Herren und Dienern getrennt und die gan^e 
bisherige Verfassung umgestoffen werden . Und wozu diese Umwälzung? 
D ie  Zustizpflege habe bisher ganz gut funktioniert, der neue p lan  
bringe nichts besseres an Stelle der bestehenden Ordnung, sondern 
„nur einen Schwall unermeßlicher Arbeit für das Landrecht, den 
S tadtrat und das Stadtgericht".^

L s  folgen noch ebenso abfällige Bemerkungen über die geplante 
Aufhebung des Obersten Hofmarschallischen Gerichts, während die 
Aufhebung des Massergrafen-, Spie l- und Hansgrafenamtes sich am 
ehesten rechtfertigen ließe; dagegen sei das Wechselgericht als beson­
dere Instanz unentbehrlich. Bezüglich der geistlichen Gerichtsbarkeit 
und derjenigen des Universitätsgerichts wird aus die Gutachten dieser 

Instanzen verwiesen. ________

5 Ts sei unbegreiflich, wie der Verfasser des planes auf eine so seltsame E in­
teilung verfallen und die Prälaten und geistlichen Landstände, dann die landesfürstlichen 
Städte und Märkte dem Landrecht habe Meilen können. Beide Kategorien seien in 
oeconornicis et politic is der Regierung unterworfen, ihr M oh l und ihre Aufnahme 
seien gleichfalls von der Regierung abhängig, die Vorsteher der landesfürstlichen Ort­
schaften werden ex naturs rei von der Regierung, als der Repräsentantin des Landes- 
fürsten in Pflicht genommen und mit der peinlichen und bürgerlichen Gerichtsbarkeit 
begabt. „W as für ein oernünstiger Grund also, um Prälaten und landesfürstliche Städte 
und Märkte quosä M isU ictionem  personalem oder vielleicht auch realem von der Re­

gierung abMondern?"



Die Hofkanzlei ihrerseits lobt in ihrem a. u. Vortrag dieses
Gutachten der niederöst. Negierung als ..sehr gründlich . Sie be­
richtet, sie habe dasselbe der Obersten Justizstelle zur Äußerung 
gegeben und auch diese habe den Vorschlag für bedenklich und nicht 
ohne Nachteil für die Justiz erklärt. Sie habe darauf verwiesen, daß 
nur das Landrecht und das Stadtgericht ihn nicht ganz verwerflich 
fanden, aber diese einzelnen Gerichte hätten sich dabei um den
Zusammenhang des Ganzen nicht gekümmert, übrigens im einzelnen 
so vieles bedenklich gesunden, daß ihr Gutachten einer einmütigen 
Verwerfung gleichkomme. Die Oberste Justizstelle selbst sei der Ansicht, 
daß der bloße Umstand, ob einer nobilitiert sei oder nicht, niemals 
der Maßstab der Gerichtsbarkeit allein sein kann. Der Zufall der 
Geburt sei zu gleichgiltig, als daß er alle Nücksicht auf das Amt 
und die Bedienstung ausschließen sollte. Es gehe auch nicht an, daß 
der geringste Beamte, weil er adelig ist, der obersten Alasse, sein
würdiger Vorgesehter aber, der keinen Adelsbries hat, der niedrigsten 
Klasse beigezählt und dem Stadtgericht untergeordnet werde.

Die Hofkanzlei zieht dann die Summe aus dem Gutachten 
„aller einvernommenen subordinierten Gerichtsstellen . Aast alle hätten 
die vorgeschlagene Konzentrierung nach sehr gründlicher Beurteilung 
für schädlich befunden. ..Der Beifall des Landrechts hat seinen Grund 
wohl in der ihm zugemeinten Erweiterung der Gerichtsbarkeit .

Hierauf bespricht die Hoskanzlei selbst den Vorschlag und nimmt 
die alte Gerichtsverfassung in Schutz. Sie meint: Die geistlichen 
Landstände sind seit uralten Zeiten wegen der Stiftgüter, die sie durch 
die Pietät der österreichischen Negenten erlangt haben, allein dem 
Landesfürsten unterworfen gewesen und in dessen Schutz gestanden; 
daher waren sie auch der niederöst. Negierung unterworfen. Die ge­
adelten geistlichen Personen, wie die Kompilationskommission es w ill, von 
ihrer rechtmäßigen Instanz abzureissen, wird ganz gewiß eben sowie die 
geplante ..Abziehung der Entscheidung über die Giltigkeit der Spon- 
salien von dem geistlichen Gericht und die Errichtung eines Appel­
lationsgerichts aus geistlichen und weltlichen Nichtern in pure Spiri- 
tualibus und Sakramentalsachen, und endlich der Zug nach Hos 
mithin scl torum sscculsre mit gänzlicher prätecierung der päpst­
lichen Nunziakur und des Apostolischen Stuhls, die wichtigsten und 
unangenehmsten Weiterungen mit den Lonsistorüs und selbst mit dem 
römischen Hofe nach sich ziehen. Daß die Justiz über die landes-



fürstlichen Städte und Märkte der Regierung entzogen wird, der sie 
in politischer Beziehung unterstehen, kann nur ihren gänzlichen Um­
stutz und ihre gänzliche Kontributionsunfähigkeit herbeirufen. Die 
Universität wird ihre uralten, von jeher durch ah. Landesfürsten kräftigst 
unterstützten Privilegien und Gerechtsame mit Rachdruck geltend )u 
machen suchen. Gleiches ist von den anderen kleinen Instartzen ?u 
erwarten. Das Mechselgericht ist als besonderes Forum für das Lsm- 
bisle unentbehrlich. Es ist bekannt, daß in allen Staaten Europas 
wegen des öffentlichen Kredits und Glaubens ein eigenes Merkantil­
und Wechselgcricht besteht, und daß das so sehr empotzubringende Kom- 
merchale ein besonderes Forum erheischt. Kaiserin Maria Theresia 
habe es M ar 1750 der niederöst. Regierung einverleibt, aber 1763 
wegen verschiedener Gebrechen, Iusttzvetzögerung und anderer trif­
tiger Ursachen in den vorigen Stand )u sehen, für nötig befunden. 
Run solle dieses wenig oder gar nichts kostende Gericht dem Stadt­
gericht, Magistrat, oder wem immer inkorporiert werden. Mas das 
Oberste Hofmarschallische Gericht angeht, so wird es sich am besten 
selbst verteidigen. Es besteht seit Jahrhunderten als ausnehmende 
Zierde der größten Meltmonarchie, als Gericht über alle unmittelbaren 

? tzofdiener. Im  Jahre 1794 wurde es in Rücksicht auf die suckicialis, 
mit alleiniger RusnahmHes Ouartieramts, dann der fremden Minister, 
Gesandten und Residenten, der niederöst. Regierung übertragen, aber 
im Jahre 1763 aus verschiedenen erheblichen Betrachtungen mit 
größter Mühe und Ausgaben wieder hergestellt und in den vorigen 
oder noch einen besseren Glaitz verseht. Jetzt soll es wieder auf ein­
mal sogar dem Landrecht, also einer der Regierung subordinierten 
Stelle, alles übrige Hof- und Dikasterialpersonal aber dem 5oro 
Ovico untetzogen werden l Ob dies leicht angehen, oder mit dem 
ah. Landesfürsten in ökonomischer und judtzieller Hinsicht verträglich 
ist, sei sehr M bezweifeln.

Meiter werde beantragt, daß von jeder Erkenntnis der ersten 
Instaitz die Appellation M  Regierung ohne Ausnahme statthaben 
sollte. Darin liege aber eine Hemmung der Iusttz. Ferner soll bei 
Bestätigung des ersten Urteils im Appellationsweg keine Uevisio 
sctorurn mehr gestattet sein, aber niemandem sollte der Meg sei 
Itzronum versperrt werden. Zwar gilt der Grundsatz, daß contrs 
cluss comlormes keine Revision gestattet sei, in den böhmischen 
Ländern; er gilt aber nicht in den österreichischen Ländern.



Nus diesen und anderen Gründen ist die Hofkan)lei per emi­
nenter m sjors von der Untunlichkeit des Vorschlags, von seiner Un- 
durchführbarkeit ohne Zerrüttung und Verzögerung der Zusti), ohne 
Umkehrung der heilsamen alten Verfassung vollkommen übeyeugt.

M e r das Protokoll fügt sehr beachtenswerterweise hin^u, 
daß die Hofräte v. M a r t in i ,  v. Heinke und v. Eger ihre Vota 
zugunsten des Vorschlags abgaben, und auch die energische Be­
gründung ihres Sonderstandpunktes ist uns im Protokoll überliefert.°

Der vom 12. M r i l  1776 datierte a. u. Vortrag der Hoskaiylei 
wurde nun abermals dem Staatsrat )ur Begutachtung vorgelegt und 
es findet ein nochmaliger Schriftenwechsel statt, in welchem die Be­
hörden auf ihrem ablehnenden Standpunkte beharren.

Die Kaiserin war offenbar durch diese Widerstände an der 
Zweckmäßigkeit des planes von Froidevo irre geworden. Sie be­
auftragte den Staatsminister Grafen Hatzfeld, die Frage einer noch­
maligen Prüfung )U unterziehen. Dieser erstattete am 24. Nugust 1776 
einen umständlichen Vortrag, in welchem er die bisherigen Beratungen 
über den Gegenstand bespricht und )um Ergebnisse kommt, daß die 
Durchführung des planes die größten Schwierigkeiten bereiten und 
eigentlich doch nur eine halbe Maßregel bedeuten würde. Bei den 
Maximen, die der plan in sich berge, hätte es nicht viel Unterschied

° Das Protokoll führt an, die genannten Hofräte hätten sich für den Vorschlag 
erklärt: 1. well der Vorschlag viel einfacher als die gegenwärtg ziemlich verwirrten Ver­
hältnisse der Gerichtsstellen, 2. weil die oorgebrachten Nnstände nur äußerliche Be­
schwerlichkeiten derjenigen zum Grunde haben, welche Hand an^ulegen schuldig wären, 
das gute Werk in eine gute Konsistenz )u bringen, 2. weil viele Gegenstände dabei 
sind, die wahrhafte und nützlich aiyunehmende Principis voraussehen, welche )u ver­
werfen es schon genug an dem ist, daß sie für eine Neuerung gehalten werden und 
dem alten Gebrauche entgegcnstehen, 4. weil es endlich in der Tat sür Geschäfte nicht 
nützlich wäre, wenn man wegen äußerlicher Beschwerlichkeiten ein im Grunde als all­
gemein vorteilhaft in die Rügen sallendcs Werk so schlechthin verwerfen, oder wenigstens 
nicht soweit gelten lasten wollte, als das Vühliche andwendbar ist, S. das natürlichste ist 
demnach hierin: W om it der k. k. Kompilationskommission und dem Verfaster des V or­
schlags diese meistens gar nicht unübersteiglichen Schwierigkeiten kommunistert werden, 
aus daß dieselben die W itte l vorschlagen, wodurch am leichtesten ausgelangt werden könne, 
um so mehr als man in den Einwendungen so große Erhebung vieler nichts bedeutender 
Rnstände sieht, die nicht undeutlich eine Nbneigung überhaupt gegen die Veränderung 
leigen. Jedermann weiß aber, wie vieles )ur öffentlichen Ruhe, M  Verminderung der 
Instdentalpro^este und hundert anderer Verwirrungen beitrage und nichts ist dem Staate 
vorteilhafter als birnplicitss Orritrns juciiclorii et luä iciorum .

N d l r r ,  Das adelige Landrecht in Weder- und Oberosterreich.



gemacht, »wenn gar aus die gäiyliche Aufhebung des tzofgerichts, 
der Universitätsgerichtsbarkeit, der Justybanko-Deputation oder des 
künftigen Ziskalgerichts, sowie der geistlichen Gerichte angetragen, und 
für alle Iudhialgeschäfte nur eine, oder höchstens )wei Instalyen 
ausgestellt worden wären. Wenigstens hätte der Vorschlag etwas gan) 
Aeues und die Grundlage einer wahren Vereinfachung hergestellt.

Der Hauptgrund für die geplante Änderung liege in der Be­
stimmung der allgemeinen Gerichtsordnung, das) es für jede Streit­
sache drei Instalyen gebe, das Revisorium aber nur bei M ei un­
gleichen Sprüchen eintritt. w enn diese Bestimmung durchgeführt 
werden soll, so müßte allerdings die Negierung von der ersten Instaiy 
gaiy entledigt und für die Iustybanko-Deputation oder das Ziskal- 
gericht, dann für das Oberste Hofmarschallamt ein neues Appellatorium 
geschaffen werden. Hatzfeld hält es für möglich, dies mit viel ge­
ringerer Zerrüttung des Gerichtswesens )u erreichen, ist aber auch 
der Meinung, das) es eventuell besser sei, auf den Grundsatz )U 
veyichten, als die „beantragte Umwähung im Gerichtswesen einer 
großen Monarchie voyunehmen, in welcher die Verschiedenheit der 
Stände und die Verbindung vieler Länder die Ursache der ver­
schiedenen Gerichtsbarkeiten geworden ist, die teils auf alten Ver­
fassungen, teils auf Verträgen beruhen".

Dabei blieb es vorerst. Die Kaiser in  schrieb auf das Schrift­
stück des Grafen Hatzfeld am 24. August >776 die Worte: „Werde 
nach seinem Antrag es bey dem alten lassen", und im gleichen Sinne 
erging auch die kaiserliche Nesolution an die Kompilationskommission. 
Es sollte also in der Hauptsache bei der bestehenden Gerichtsver­
fassung bleiben, w ie  man dies mit der vorbereiteten allgemeinen 
Gerichtsordnung in Einklang bringen wollte, darüber fehlt jede

Andeutung. . — <
Kaiser Josef aber, der als Mittegent an diesen Verhandlungen

tätigen Anteil genommen hatte, verfaßte damals eine A rt prome-
moria, in welchem es heißt: Ls mag unnütz erscheinen nachdem
Ihre M t. Ihre Willensmeinung schon erkennen )u geben haben, eine 
weitere Vorstellung )u machen" . . . Trotzdem könne er sich nicht ent­
halten, noch einmal diejenigen Ursachen kuy an-uführen, welche ihm 
den Vorschlag der Kodifikationskommission „alle Zeit für erwünscht 
erscheinen lassen". Der Kaiser rühmt hierauf die Vorzüge des Plans. 
Der plan sei einfach, billig (im Sinne von gcquitss), er besordere



die Gleichheit aller und die Iusth, und sei einer vernünftigen Ne­
gierungsform angemessen?

Graf Hahfe ld  beharrte seinerseits in einer neuerlichen Eingabe 
vom 27. November 1776 auf seiner Meinung und suchte sie neuer­
lich M begründen. Nuch hieraus blieb Kaiser Josef,  als Mitregent, 
die Antwort nicht schuldig. Er schrieb am 26. November 1776 eigen­
händig folgendes nieder: „Vey nochmaliger llberlesung des Grafen 
Hatzfelds Meinung finde ich Mörter, aber nichts, was mich von 
meiner Meinung könnte abwendig machen. M an mufi oder (entweder) 
alles behm alten lassen, oder standhafft diesen neuen Vorschlag des 
Hroidevaux annehmen und ausführen, der gewiß der beste ist. Von 
der neuen Modalität, so G raf Hatzfeld vorschlägt, ist gar kein Ge­
brauch )U machen".

So enden die Bemühungen um eine neue Gerichtsverfassung 
unter Kaiserin M aria  Theresia mit dem Siege des alten Nechts- 
)ustandes. Aber die Vorarbeiten waren nicht umsonst geschehen. Sofort 
mit dem Negierungsantritt Kaiser Josefs wurde die Neform neuerlich 
in Angriff genommen.

'  .Aote S . M t. des Kaisers böses über die Vorschläge der Kompilationskom­
mission. (Staatsr. N . «6 M .  732, IS. Vooember I77ö.) . . . .  1° Ih r  Vorschlag ist 
einfach, denn ein jeder weis) gewiß, wo er hinführo wird klagen und beklagt werden 
können, dieses hebt alle LollisioncL und kxceptiones lo rl aus. 2° L i ist b i l l ig ,  denn 
es weiden dem geringsten wie dem vornehmsten dreh kors, nämlich die erste Jnstary, 
das Nppellatorium und Revisorium eingeräumet, welches jetzt nicht ist. 3° L r hat eine 
G le ichhe it, die in (juschsachen sehr auf die Gemüther wirkend ist, nämlich der Hos- 
bediente wird wie ein anderer in seiner blasse behandelt, und so auch der Geistliche 
außer seinen Nmtssachen als ein Mitbürger angesehen. 4° Cr ist der B esörderung  
der (susli) sehr gedeihlich, denn da keine Tollision der Stellen und (keine) Mischen 
ihnen wechselnde Voten und Schriften Mk Soutenirung ihrer Rechte unterlausen muffen, 
so werden die armen Partheyen nicht so protrahiert und von Ndvokaten herumgezogen 
werden können. 5" L r ist einer oernünst igen R e g i e ru n gs s or m angemeffen, da 
Key der ersten Instary häufigere Beamte und Richter M  gnstruierung, bey denen Obern 
Instaiyen aber immer wenigere zustehen kommeten. D ie Regierung bckommete auch 
dadurch die wahre Gestalt einer Appellation und würde ihr «oclur proceä-nöi ganz 
anders als jetzo, wo er wahrhaft spöttlich lr> re et (orm s ist, eingerichtet.

Dieses sind in turtzem die tzauptursachen, warum ich ohnbedenklich die Lrgreiffung 
dieses Vorschlags ohne Restriction, wie er liegt, anzurathen, mich schuldig erachte, ec 
wird auch können ärarialisch wohlfeiler werden, da er weniger hoch besoldete, aber mehr 
mindere (Räthe) ersordern wird. Joseph, Torr.". (D ie mit gesperrtem Druck versehenen 
Worte sind auch in der Vorlage unterstrichen.)



IV .

Die Entstehung der J o s e f i n i s c h e n  Auris-
diktionsnormen für Österreich unter und ob

der Enns.
Nls Kaiser Josef II. jm Aovember 17S0 die Regierung antrat, 

war die sistierte allgemeine Gerichtsordnung noch immer nicht fertig­
gestellt. Die Kaiserin hatte am 31. Npril 1779 neuerlich eine „De­
putation" unter Vorsitz des Grafen Lav r ian i  eingesetzt, welche den 
Entwurf überprüfen und den Verfasser desselben, v. Hroidevo, )ur 
diensamen „Erläuterung" beziehen sollte.  ̂ Die damals angeregte Vor­
frage, ob die Erlassung einer allgemeinen Gerichtsordnung bei der 
vorhandenen großen Verschiedenheit der Gerichte rötlich und möglich 
sei, wurde von Cavriani nicht )ugelassen, da die Kaiserin die un­
bedingte Beratung in der Deputation anbefohlen habe. Die Beschlüsse 
der Deputation sollten wieder der Kompilationskommission vorgelegt 
werden, und über die Differenzen beider Kommissionen hatte eine 
besondere staatsrätliche Kommission unter Vorsitz des Grafen Hatzfeld 
)u entscheiden.

In  diesen schwerfälligen Apparat griff Kaiser Josef sofort mit 
energischer Hand ein. Er hob am 25. Januar 17S1 sowohl die De­
putation, wie die staatsrätliche Kommission auf und verstärkte die 
unter Vorsitz des Grafen Sinzendorf  tagende Kompilationskommis­
sion durch Zuordnung des Grafen Lav r ian i  und des Hofrates 
v. Keeß? Dadurch wurde die Beratung der allgemeinen Gerichts­
ordnung ungemein vereinfacht und einem raschen Abschluß )ugeführt.

> v. C anste in  a. O . I. Bd. S . >72 ff., Y o ck -B id e rm a n n  a. O. S . 225 ff.
2 A u f die Iuffehung von tzosrat von Keeß wurde deshalb besonderer Wer! 

gelegt, well derselbe schon ln der „Deputation" >um Referenten bestimmt war. Deshalb 
scheine es — wie gesagt wird —  angemeffen, ihm auch in der Kompilationskommission 
das Referat >u übergeben, er sei da>u vollkommen vorbereitet. Vgl. Staatsratsakten 
n. 314 und n. >56, wo näheres über diese Vorgänge >u finden ist. über die großen 
Verdienste dieser hervorragenden Mannes um die damaligen bustyrcformen, besonders 
auch um die Josefinische Gerichtsreform sowie über dessen Persönlichkeit vgl. neuestens 
I .  K . B in d e r  und i) .  Suchom el, in der bereits Merten Festschrift M  Jahrhundert­
feier des N B G B . l. Bd. S . 555 ff.
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AM in zweifelhaften Kragen wurde vom Kaiser das Votum des 
Staatsrats eingeholt, der den Entwurf wiederholt gegen die An­
fechtungen der Obersten Iusthstelle in Schuh nahm?

Am 1. M a i 1781 erschien das Patent, durch welches die all­
gemeine Gerichtsordnung mit Wirksamkeit vom 1. Januar ,^§2 
kundgemacht wurde.

Unter diesen Umständen erschien die bereits unter Maria The­
resia erörterte Aeuordnung der Gerichtsstellen um so dringender, weil 
von maßgebenden Männern die Durchführung des neuen Verfahrens 
ohne gleichzeitige Änderung der Gerichtsverfassung für unmöglich 
erklärt wurde.

In  der Tat gelang es innerhalb zweier Jahre auch dieses 
große Werk )um Abschluß )u bringen. Welcher Kämpfe dies bedurfte 
und welche Schwierigkeit sich hier Kaiser Josef durch seine immer 
weiter ausgreifenden Pläne selbst bereitet hat, soll hier aktenmäßig 
gezeigt werden. Die damalige Umgestaltung des adeligen Landrechts 
steht mit diesen Bemühungen in unlöslichem Zusammenhang.

Aoch bei Lebzeiten der Kaiserin hatte ein Anonymus ein Gut­
achten überreicht/ das den plan der Kodisikationskommission vom 
Jahre 1775 an Radikalismus weit übertraf, und dessen Grundgedanken 
sich — wie sich zeigen wird — Kaiser Josef in einem späteren 
Stadium zu eigen gemacht hat. Hiernach sollten „nur zwei erste 
Instanzen bestellt werden, die eine für den Adel, die zweite für die 
Unadeligen, unter der Benennung eines adeligen, respektive eines 
bürgerlichen Gerichts". Von diesen sollte der Zug an ein Appellations­
tribunal gehen, das als solches zugleich auch in peinlichen Källen 
fungiert. Line Revision durch die Oberste Justizstelle dürfe nur ein- 
treten, wenn die Urteile in den beiden ersten Instanzen nicht über­
einstimmen. Die Geistlichkeit, „als zum Adel gehörig , solle dem 
adeligen Korum unterliegen und bei den geistlichen Konsistorien sollen 
bloß die msterise sscrsmcnti et spirituales belassen werden, „wo 
sodann die Bischöfe sich nicht beschweren können, weilen ja auch der-

-> D ie Staalsraisakien enthalten in dieser Hinsicht sehr wertvolles bisher unbe- 

nühtes Material.
» Vgl. über diesen noch bei Lebzeiten der Kaiserin M aria  Theresia überreichten 

plan des Nnonymus die .Anmerkungen" in Staatsr. Akten ;u b  n. 2042 sä n. I7S2 
und die Äußerungen der Kompilationskommission darüber vom 14. Juni I7SO 

id lä e m  n. 2042.



m a le n  viele geistliche P e rso n e n  u n te r  die weltliche R e g i e r u n g ,  die 
B ischöfe selbst u n d  andere  Geist l iche, so geheime R ä t e  sind, un ter  
d a s  O bers te  Hofmarschallger ich t geh ö ren ."  R l l e  S o n d e rg e r ich te  sollen 
au fg eh o b en  w erden .

R ic h t  b loß  die K o m p i la t io n sk o m m iss io n ,  sondern auch der S t a a t s ­
r a t  sprachen sich gegen  diese A n t r ä g e  a u s ?  v. L o e h r  tade l te ,  das) 
den L o n s i s t o r i i s  g a r  keine J u r i s d ik t io n  über die Geistlichkeit bleibe, 
u n d  das) die G e r ich tsb a rk e i t  der U nivers itä t  au fg ehoben  w erden  solle. 
E r  fügt h in ^u :  „ D i e  K o m p ila t io n sk o m m iss io n  erkennt selbst, das) der 
A n o n y m u s  )u  w e it  g e g a n g e n  sei, und  m e in es  E ra c h te n s  h a t  sie solches 
k lar erwiesen, w ie  es  schon von  selbst einleuchtend erscheint.' W a s  
d en  eigenen  p l a n  der K o m p i la t io n sk o m m iss io n  a u s  dem J a h r e  1775  
betrifft,  so beruft sich v. L o e h r  au f  sein vor fünf J a h r e n  ab g e gebenes  
V o t u m .  D i e  I d e e  einer V e r m in d e r u n g  der G erich te  sei abe r  nicht 
ab )uw eisen .  A m  besten w ä re  es ,  die )u r  B e r ich t ig u n g  der a l lgem einen  
G e r i c h t s o rd n u n g  bestehende K om m ission  dam it  )u  befassen.

D i e  R e s o lu t io n  K a ise r  J o s e f s ,  die h ieraus  a m  >5. D ezem b er  
1 7 8 0  erging,« s tand den A n t t ä g e n  des  A n o n y m u s  sehr n a h e .  S i e  
sagt zunächst fo lg en d e s :  „ D a  die richtige A u sm e ssu n g  der G e r i c h t s ­
barkeiten e inen  wesentlichen T e i l  der G e r ic h ts o rd n u n g  au sm ac h t ,  so 
ist vornehmlich  d a r a u f  sür^udenken, w o m i t  in  der neuen  G e r i c h t s ­
o rd n u n g  eine a l lg em e in e  sichere E y n o s u r  über die c o m p e t e n t i s  lo r i
bestimmt w e rd e ."

K a ise r  J o s e f  wünschte also —  w ie  es  scheint dast die B e ­
s tim m ungen  über die G erich tsverfassung  in  die A l lg em e in e  G e r i c h t s ­
o rd n u n g  ausg e n o m m e n  w erden .  L r  verweist ferner d a r a u f ,  das) vor fünf 
J a h r e n  von  der K om pi la t io n sk o m m iss io n  ein p l a n  )u r  E in te i lu n g  der 
hiesigen G erich tss te l len  a u sg e a rb e i te t  w o rd e n  sei, u n d  ver lang t ,  das) 
die K om p ila t io n sk o m m iss io n  diesen p l a n  ih ren  B e r a tu n g e n  zugrunde  
lege, ü b e r h a u p t  h ab e  a b e r  die K om m ission  „bei der A u s a r b e i tu n g  
ih r  A u g e n m e rk  d a r a u f  zu richten, das) du rchaus  n u r  E i n  bürgerliches 
und  E i n  i o r u r n  n o b i l i u m  a l le in ,  ohne A u s n a h m e  zur ersten In s t a n z
festgesetzt w erden  m öge ."

W i r  sehen, das) K a ise r  J o s e f  die G ru n d id e e ,  zu der er sich a l s  
K o rre g e n t  schon im J a h r e  1 7 7 6  bekannt ha t te ,  die er aber  wegen 
w i d e r s t t e b e n s  der K a ise r in  zurückstellen muffte, n u n  wieder au fn im m t.

- S la a ts r .  N klen, id lä e m , V otum  vom IS . Dezem ber ,7 S 0 . 

s S ta a ts r .  N kten, ib ic lem .



Im  M är) 17SI wird der Staatsrat um sein Gutachten befragt, 
ob nicht die Oberste Iustystelle )u geeigneten Vorschlägen aus)u- 
fordern sei, damit die neue Einrichtung der Gerichte mit 1. Vovem-
ber I7S1 gleichförmig in allen Ländern in Geltung trete? Nls
Grundsätze hätten )u gelten, das) jeder nur drei Instaryen habe 
(nämlich eine erste, eine Appellation und eine Nevision, wenn nicht 
cluse contormes vorliegen),- und das) in der ersten Instan) nur ein 
Unterschied Mischen adeligen und unadeligen Gerichten sein soll. 
Die gleichförmige Cynosur müs)te sein, das) in jeder proviry, wo 
eigene Stände sind, eine Art von Landgericht, oder Landrecht pro 
prims instsntis nobiliurn, so wie die Magisttate pro instsntis ci- 
vics )u verbleiben hät tendas) ferner für die Provinzen sechs Appel­
lationen )u Prag, Brünn, Lemberg, M en , Gra) und Innsbruck )u 
errichten wären.

Gan) auffallend ist nunmehr das Verhalten der Staatsrat­
mitglieder, die jetzt, da sie den energischen M llen  des Kaisers wahr­
nehmen, sich gan) anders stellen, als bisher.

Freiherr v. Loehr findet nun plötzlich^: „Die Uniformierung 
der Verfassung der Gerichtsstellen bleibt immer so erwünschlich, als 
nöthig, nachdem die Gerichtsordnung auch gleichförmig vorgeschrieben 
wird"o. .  . Was die hiesige Nesidery betrifft, so arbeite die Kompi­
lationskommission bereits den plan aus, wie aus)er den beiden Haupt- 
foris pro nobilibus et non nobilibus alle ändern auf)uheben seien. 
Zreih. v. Gebler findet, das) nur in Böhmen Schwierigkeiten vor-

'  S iaatsr. Akten I7 S I ,  n. 551, 14. M ä r).
° Votum vom 7. M är) I7 S I ,  ibirtem.
° Allerdings meint er: .D ie  Ausführung dieser Systeme führt in  Böhmen eine 

Totaländerung in der bisherigen Gerichtsverfassung aber keine unübersteiglichen Schwierig­
keiten herbei. Das Landrecht in Böhmen und Mähren hat bekanntlich keine beständigen 
Sitzungen, sondern nur )U gewitzen Iahres)eiten: die Aäthe sind auch nicht besoldet. 
Wenn aber ein ordentliches und beständig versammeltes Dikasterium daraus formiert 
wird, dürste Hierwegen eine andere Vorsehung nötig werden. Das Appellationsgericht ist 
dermalen nur der Oberrichter von denen bürgerlichen Untergerichten und derlei L su rl-  in 
äppc lls to rlo . Würde nun künftig auch der Zug vom Landrecht )ur Appellation, als 
)weiter Instan), gehen, so wäre nur der Appellationskammec in ihrer inneren Verfassung 
eine andere Gestalt )u geben, was aber keine besonderen Kosten machen dürfte.

.Auch bei den Landrechten in Innerösterreich und Throl wird, uin ein beständig 
versammeltes luülclurn lo rm otum  daraus )u machen, eine anderweitige Einrichtung nötig 
werden. Uber diese Gegenstände insbesondere hätte die Oberste Iusti)stelle Gutachten )u 

erstatten . . . "



liegen, aber der Kaiser müsse eben sagen, daß die «qusestio sn" 
schon entschieden sei. Ähnlich votiert v. Kresel.

Am auffallendsten ist der Stimmungswechsel beim Grafen 
Hatzfeld, der die Ansicht äußert, daß auch in Böhmen sich die 
Sache einleiten lasse, nur die Besoldungsfrage müsse gelöst werden. 
„A lles scheint schon bei der Kompilationskommission unter der Keder 
. . . was in Österreich geschieht, wird auch in den Ländern M  Richt­
schnur dienen können, denn es wird hauptsächlich auf die Unter­
werfung der Geistlichkeit unter die weltlichen Gerichte und auf die 
Unterwerfung der Studenten und Universitätsmitglieder unter die 
städtischen Magistrate ankommen." G raf Hatzfeld meint auch, man 
solle zunächst keine Erlässe an die übrigen Länder senden: „D as­
jenige, was S . M t. für Österreich entscheiden werde, muß den übrigen 
Ländern besehlsweise mitgegeben werden. A ur über außerordentliche 
Umstände, welche sich außer Tyrol und Vorderösterreich schwerlich er­
eignen, könnten ihnen Erinnerungen gestattet werden." So urteilte 
jetzt derselbe Hatzfeld, dessen ablehnendes Verhalten im Oahre >776 

für die Kaiserin hauptsächlich bestimmend war.
Unter solchen Umständen kann es nicht wundernehmen, daß 

Kaiser Josef an Grafen S in^endo r f ,  den Präsidenten der Kompi­
lationskommission ein Handschreiben richtete, das die Grundsätze für 
die neue Gerichtsverfassung, die mit I .  Vovember 17S> den Anfang 
nehmen sollte, neuerlich einschärft und nähere Direktiven hiiyufügte, 
die wesentlich aus den Voten der Staatsräte geschöpft werden.^

Da die allgemeine Gerichtsordnung — wie bereits erwähnt 
wurde — am 1. M a i 17S1 mit Wirksamkeit vom 1. Januar 1782  

kundgemacht worden war, ging also jetzt die Absicht dahin, die Ge-

Das wichtige Handschreiben (Staalsr. N . id iücrn) bemerkt demgemäß auch, 
der Entwurf habe noch vornehmlich auf die Nbänderung Bedacht )u nehmen, „die sich 
hieraus in der Verfassung der in einigen Landen nur )U gewissen Jahreszeiten dermalen 
Msammensihenden Landrechtc ergibt, damit nämlich diese Zora in die Gestalt eines be­
ständig sich versammelten Gerichtes gesetzet, und dabei, )ur Ersparung neuer Personal- 
Bestellungen vorzüglich die Beysiher und Räthe der autzuheben kommenden Vebcn- 
gerichte, wie in Boeheim des Lehenrcchts, Burggrafenrechts, mit angewendet werden . . . 
Das Handschreiben schließt mit den Worten: „Ls  wird serners mit dieser Einleitung 
die gleiche Vorschrift zugleich im Vollzug zu bringen sein, daß außer den bestimmten 
Instanzien alle ändern Fora und Jurisdictionen sowie es hier geschiehct auch allenthalben 
in den Ländern auf einmal aufzuhören haben werden, worauf also unter einstens in dem 
Entwurf der Bedacht zu richten sein w ird .' (Ibicicrn.)



richtsreform noch vor diesem Termin ins Leben treten )u lassen. Nus 
einem später noch )U erwähnenden Votum von M a r t i n i "  läßt sich 
sogar folgern, daß man neuerlich die Absicht gehabt hatte, die V or­
schriften über die Gerichtsverfassung der Gerichtsordnung aryuschließen, 
aber infolge der Schwierigkeiten, welche dieser Gegenstand darbot, 
davon abkam.

Die Kompilationskommission legte nun in den folgenden M o ­
naten die vom tzofrat v. Keeß vorbereiteten Entwürfe^ dem Staats­
rat, respektive einer besonderen Kommission desselben vor, und die 
Staatsräte erstatteten ihr Votum über die wichtigsten Veränderungen, 
die geplant waren. Erörtert wurde im A p ril 17S1 die Aufhebung 
des privilegierten Gerichtsstandes des Klerus, der Universität und des 
Kiskus, sowie die Bestimmung, daß in Streitsachen des Fiskus ein 
Kameralrepräsentant MU)iehen sei." Es waren durchwegs Rechts­
sachen in Frage, die dem Landrecht, eventuell dem Stadtmagisttat 
zugewiesen werden sollten. Die weitere Anordnung, daß auch Streit­
sachen zwischen Herrschaften und Grunduntertanen dem Landrecht zu­
gehören sollten, wurden allerdings in der Kompilationskommission von 
Froidevo und im Staatsrat vom Grasen Hahseld wegen der Zu­
sammensetzung des Landrechts angefochten," aber dieses Argument

"  Vgl. den Text )u den Nnmeikungen 6 und IS.
-2 Staatsr. Nkten vom Jahre >781, IS. Nugusl, n. IS II . . . Sm Vortrag der 

Kompilationskommission wird erxählt, v. Keest, der bei der Kompilationskommission an- 
gestellte Referent, habe im Verfolg der von k. M t. ausgestellten Grundsätze -in sehr
weitläufiges Llaborat versaht, das aus 450 Punkten bestehe, aus Grund dessen die Kom­
mission ihr .sehr weitschichtiges Protokoll" verfasst hat, das nun dem Staatsrat )ur Be­
gutachtung vorlag.

tzock-B iderm ann, S. 2 I5 , vgl. damit Staatr. Nkten n. 907 für das

Jahr I7SI.
«  Zn der Kompilationskommission war nur Regierungsrat v. Zroideoo da­

gegen dass die Grundherrschasten vom Untertan beim Landrech, )u beklagen seien, .dessen 
Mitglieder darin nie unbesangen sind." Lr schlug anstatt dessen das Kreisamt als Zorum 
vor. Älle übrigen Stimmen blieben aber beim Text. Im  Staatsrat sprach sich Gras 
tzahseld sür die Rufrechthaltung des Ziskalgerichts und der Consesse sumirü prtncipir 
aus. Deren Rusrechterhaltung sei besonders in O us ir subättorum nötig. .Ls  ist hark, 
ihre (der Untertanen) wider die tzerren habenden Strittigkeiten durch solche Leute ent­
scheiden ?u lassen, die (selbst) Untertanen besitzen oder solch- iu besitzen fähig sind . . . 
collisloncs Instsnttoc xu vermeiden, sei der Lndxwcck der .Iusammeryiehung". Rber 
die Lrfahrung Hab- ge)-igt, dass solch- Kollisionen durch Konsesse nicht -rwachsem Ruch 
Zürst Kauni tz wünschte, dass die Kompilationskommission die Bedenken von zrmdevo 
erwäge. Ls blieb aber bei der von der überwiegenden Majorität beanttagten Festsetzung.



sehte eben voraus, das) das Ndelsgericht seine alte innere Verfassung 
behalten werde, was ja, wie w ir sehen werden, nicht M ra f.

Auch für Oberösterreich ^  kam die Veuordnung des Gerichts­
wesens in Gang. ..Die Kompilationskommission — so hieß es — 
schreitet hierin nach den nämlichen Grundsätzen vor, die sie bei Öster­
reich unter der Enns beobachtet und erwägt also )uerst, welche von 
den jetzigen Stellen auftuheben wären." Zunächst komme die Landes­
hauptmannschaft in Betracht, die bisher ..nicht nur die pudlics et 
politics verhandelt, sondern auch für die nobiles die prim s und für die 
Unadeligen zweite instsntis juUicisIis sei. Gleich wie nun die pub­
lice» et politics an das hiesige (w iener) Gubernium )u ziehen aller­
höchst beschlossen ist, so wird unanimiter geraten, die Landeshaupt­
mannschaft als Justizstelle aufzuheben.

Einstimmig ist die Kommission aus Antrag des Hostats Keeß 
dafür, daß an Stelle der Landeshauptmannschaft ein iorum  nobiliurn 
mit dem Tite l ,.k. k. ob der Lunsische tzof- und Landrechte" ge­
bildet werde, dagegen sollen der Magistrat und das k. k. Stadt- und 
Landgericht in Linz weiter fungieren.

Der plan war der, die Landeshauptmannschaft, welche damals 
die politische Verwaltung mit der Justiz vereinigte, aufzuheben, die 
politische Verwaltung nach Wien zu ziehen, und die Justiz nach 
dem Muster von Viederösterreich zwischen dem neu errichteten Land­
recht und dem Magistrat und Stadtgericht zu teilen, über die näheren 
Modalitäten wurde diskutiert, die Kompilationskommission erbat sich 
die Allerh. Entscheidung und der Staatsrat nahm zur Frage Stellung. 
Da erging am 14. August >781 die ganz unerwartete kaiserliche Re­
solution: ..Für Miederösterreich und das Land ob der Enns hat 

 ̂ künftig nur Ein iorum  nobilium  zu bestehen, folglich wird das ob

lb Staatsr. N . I7SI n. >945, >4. Nugust. Beratung über den Bortrag der 
Kompilationskommission. Das Reserat hatte gleichsails v. Kees), überhaupt sind die 
Iurisdiktionsnormen sür alle Länder sein eigenstes Werk.

^  Ebenso ist die Kommission einstimmig für die Aufhebung des Wechsel-Nppei- 
latoriums in L in), dessen G-schäste an das Wiener Appellationsgericht >u ss-h-n sind, 
wie es bisher mit dem Kevisorio geschah. Das W-chselgericht erster Znstan) sei ebenso, 
wie für Österreich unter der Lnns, mit dem soro clvico ;u vereinigen. Nutzuheben 
wäre serner, die Gerichtsbarkeit des Bischofs von Passau, die Lisenobmannschast in Steyr 
sei an das Berggericht in W ien >u übertragen, das Satzoberamt an die „Montanistische 
erste Stelle". Dagegen sollen die „pflegegerichte" im gnnvicrtel bleiben. — Die besondere 
Organisierung des Snnviertels wird hier von uns nicht näher verfolgt.



der Ennsische Landrecht mit den hiesigen M vereinigen und hier (in 
M e n ) Ein Forum )usammen)usehen sein.""

Offenbar war dadurch das gmye Werk in Frage gestellt. Das) 
übrigens eine weitere sehr umfassende „Konzentration" damals im plane 
des Kaisers lag, ergab sich auch daraus, das) bald darauf^ die tzofkanzlei 
der Kompilationskommission mitteilte, der Kaiser habe sich entschlossen, 
alle Geschäfte der Landeshauptmannschaften zu Klagenfurt, Laibach, 
Görz, Gradiska und Triest dem innerösterreichischen Gubernium zu 
überttagen. Nus diese Aachricht antwortete die Kompilationskommission, 
das), wenn etwa überdies auch die „Iusammenziehung aller inner­
österreichischen Stände" beabsichtigt ist, die Konsequenz die Bildung 
eines einzigen iorum nobilium für ganz (Innerösterreich sein würde. 
Die Kompilationskommission erbittet darüber eine Ällerh. Entschlie­
ßung, damit die Iustizregulierung damach eingerichtet werden könne.

Im  Staatsrat machte sich zwar eine energische Opposition gegen 
diese Pläne geltend, v. Loehr erklärt, ihm sei von ähnlichen Absichten 
nichts bekannt geworden; auch habe der Kaiser schon entschieden, das) 
in jedem Lande eine erste Instanz nobilium bestehen solle; übrigens 
sei es nicht wohl tunlich, das) die erste Instanz zu weit entfernt sei. 
v. Gebler und Graf yahfe ld  sind der gleichen Ansicht; letzterer 
räumt nur ein, das) für Görz und Gradiska ein eigenes Forum ganz 
überflüssig ist. Es sollte mit Laibach vereinigt werden.

Da erging die kaiserliche Entschließung: „Für die inneröster- 
reichischen Länder, die zusammen in ihrem Umfang nicht größer sind 
als Boeheim, hat künftig nur Ein lorum nobilium zu bestehen. Ls 
ist aber zu überlegen, ob solches nicht in der M itte der Inneröster­
reichischen Länder und am schicklichsten in Klagenfurt zu errichten 
wäre. Am  Triest mit seinem kleinen Bezirk hat fortan noch, wie 
seither, abgesondert zu bleiben."

Ganz ähnlich entscheidet Kaiser Josef einige Tage später, „daß 
das an der Etsch bestehende landeshauptmannschaftliche Gericht auf­
zuheben, da für Tirol, das kleiner ist als Böhmen, Lin adeliges 
Gericht voll erklecken mag."^ ______

"  S laatsr. N . I7 S I, n. 1S4S.
Am  30. August I7 S I ,  Staatsr. N . n. 2033, über ein späteres Gutachten

des Staatsrats vom Oktober >7SI in derselben Krage, vgl. Staatsr. N . n. 20S7.
Staatsr. A . n. 2 I3S  v. lZ. I7 S I,  Aesol. vom > y. August: Das Marktgericht

in B°)en möge bleiben. Die Revision könne von dort an das Innsbrucker Appel-



Infolge dieser unerwarteten Vorgänge sastte eine auf den 
IS. September in Sachen der Gerichtsorganisation einberufene „ge­
meinschaftliche Iusammentretung" einstimmig den Beschluß, „daß der­
malen die Beratung nicht fortgesetzt werden könne, sondern die Allerh. 
Resolution deshalb abzuwarten sei, da die nötige Vorfrage wegen 
Bestellung der ersten Instanzen in den Ländern vom Nllerh. O rt noch 
nicht entschieden is t."^

I n  der Tat waren die zitierten kaiserlichen Befehle nur die 
Vorboten einer Resolution vom 14. Oktober 17S1, welche bewies, 
daß es sich um grundstürzende Pläne handle, die gleichmäßig die 
Organisation der politischen Verwaltung wie der Justiz in der M o n ­
archie umgestalten sollten, und auch die Voraussetzungen der eben 
vorbereiteten neuen Iustizverfassung völlig verändern mußten.^ In  der 
Resolution heißt es, die Justiz und politische Verwaltung müsse „ver­
einigt veranlaßt w e r d e n " ; ^  jn den gesamten böhmischen, galizischen, 
östeneichischen Ländern sollen nur sechs Landesstellen bestehen, ebenso 
nur sechs Appellationen und nur sechs lo rs  rrobilium. Da aber 
diese zugleich in locis der Landtafel sein müssen, so scheint nötig zu 
sein, daß auch die S t ände  in Gemäßheit, um einen Korpus aus­
zumachen, zusammengezogen werden. Die Hofkanzlei wird aufgesordert, 
„die Sache bei den unterschiedlichen Ständen zu entrieren . . wodurch 
alle hier nur zum Umtrieb und Zeitverlust hinauslaufenden Vorschläge 
beseitigt werden". . .

latorium gehen, da W ien )u weil ist. Von der Errichtung eines besonderen ?or! civici 
in Innsbruck habe cs ab)ukommen und können die Unadcligen ohne Unterschied ange­
wiesen werden, bei den Magistraten IZecht ^u nehmen.

-o Staatsr. N . n. 22S9.
n. 2289, Staatsr. N . Kais. Resol. >4. Oktober I7 8 t. 

rr Das heißt doch wohl nur, daß beide gleichzeitig organisiert werden müssen. 
Vgl. überdies die Mitteilungen bei H o ck -B id e rm a n n  a. O . S . >12 ff-, welche von 
einem früheren Handschreiben ddo. 26. M är) I?8> ausgehen und über die aus diesem 
Nnlasse erstatteten Voten des Staatsrats berichten. Damit steht freilich die erwähnte Be­
merkung des Staatsrats v. L o e h r vom Nugusl ,7 8 , im Widerspruch, ihm sei von 
ähnlichen Absichten des Kaisers nichts bekannt.

Uber die fruchtlosen Verhandlungen mit den Ständen aus diesem Anlässe be­
finden sich die Akten im Staatsarchiv. Uber diese Organisationspläne Kaiser Oosess über­
haupt und über deren Aesultat vgl. noch W . Lus lkand l, D ie  Oosefinischen Ideen und 
ihr Lrsolg, W ien ,88 , S . ,23, und G . S e i d l e r  a. O . S . ,67 ff. u. a. Line besondere 

Untersuchung sehlt.



Im  Aovember >781 wurde die Krage der IusammenMhung 
der Gerichtsstellen neuerlich in der Kompilationskommission und im 
Gtaatsrat behandelt?" Ls hatten Kostenberechnungen über den finanzi­
ellen Vorteil stattgefunden, der aus der Durchführung der kaiserlichen 
Pläne für den Staat )u erwarten wäre;^ aber die Kompilations­
kommission hatte sich trohdem per m sjors für besondere kors no- 
bilium  in Lin), Gör), Gra) und Laibach erklärt, während an Stelle 
des Landrechtes an der Etsch ein juäicium  veleZstum treten sollte. 
Begründet wurde das Votum damit, „das) ja durch Aufhebung aller 
tororum  exceptorum die Konzentrierung der Justiz bereits erzielt wird, 
und die Ersparnis, auf soviele Provinzen der ganzen Deutschen Lande 
verteilt, sehr unbedeutend wäre; das) ferner die mehreren Kosten da, 
wo es sich um die Sicherheit von und Gut und Ehre der Unter­
tanen handle, nicht zu achten seien und überhaupt diese mehreren 
Kosten kaum 70.<X>0 Gulden übersteigen würden."^

Eine ähnlich ablehnende Stellung nahm der Staatsrat ein. 
v. Loehr  ist im Hinblick auf eine gute Instanz gegen die zu grosie 
Konzenttierung der tors nobiliurn; ebenso v. Gebler .  Graf 
Hatzfeld hat überhaupt Bedenken gegen juckicis ckeleßsts, „die 
nichts nutzen, weil die Abgrenzung der Kompetenz zwischen ihrem 
Gerichtszwang und jenem der Landrechte sehr hart ist . Auch wäre 
es mißlich, die Appellation für T iro l nach Klagenfurt zu verlegen, 
weil T iro l zu weit entfernt sei.

Zweifellos war durch die neuesten Pläne des Kaisers der Kort- 
gang der gesetzgeberischen Arbeit empfindlich gestört worden. Anfangs 
Vovember erklärt die Kompilationskommission in einem a. u. Vortrag?" 
sie habe zwar gewünscht, das) das Iustizregulierungsshstem zugleich 
mit der Gerichtsordnung in wirklichen Gang gebracht werde, allein 
die nun beabsichtigte Vereinigung mehrerer Provinzen und Kon-

2- S taatsr. N . n. 2060. Gegenstand war der Vortrag der Kompilationskom­
mission vom 7. Vooember I7S , „die Ausarbeitung der Ltstuum betreffend", vgl. auch 

n. 2S94 lbirtem.
Vähere Angaben n. 2660 ibidem.

2» Gras S in ? e n d o rs  schlug vor, die Stände;u befragen, ob sie nicht die Kosten 
der eigenen koro nobilium  übernehmen wollen. .V u r Zroidevo hat sich von allen 
anderen Stimmen geteilt und dasür gehalten, den landesfürstlichen Befehl blindlings 

,u befolgen".
r« Staatsr. A . n. 2661, Vortrag der Kompilationskommission vom - .  V o - 

vember 17SI.



Zentrierung mehrerer iororum nobilium in ein einziges mache die 
rechtzeitige Durchführung )ur Unmöglichkeit. Da hieraus „eine unge­
meine Translozierung von wenigstens 300 Familien entstünde", so sei 
hiezu wenigstens die Frist eines Jahres erforderlich, v. Keest hatte 
deshalb in der Kommission eine Neihe von Anordnungen vorge­
schlagen, die in jedem Falle bis 1. Januar 17S 2 getroffen werden 
könnten, „um sich wenigstens dem System zu nähern", die aber eine 
eventuelle Konzentrierung der Provinzen für die Zukunft nicht aus- 
schliesten sollten. Anderer Ansicht war aber die Majorität der Kom­
mission unter der Führung des Grafen L a v r ia n i. Diese Majorität 
war gegen jedes Provisorium und für die Verschiebung sowohl der 
Neuorganisation der Gerichte, wie der Wirksamkeit der allgemeinen 
Gerichtsordnung.^ Dagegen bemerkte Froidevo, dem der Präsident 
Sinzendorf  zustimmte, „das) nicht die geringste Ursache vorhanden 
sei, den Gang der Gerichtsordnung mit 1. Januar 17S 2 zurückzuhalten 
und also das landesfürstliche Wort zurückzuziehen und andurch Beirrung 
bei dem Volke zu verursachen. Selbst wenn bis 1. Januar sonst gar 
nichts geschehen könnte, so könne doch die Gerichtsordnung ausgeführt 
werden, da sie zu einer Zeit beschlossen wurde, wo noch auf eine 
Regulierung der Instanzen nicht gedacht worden".

Die Staatsräte sprachen sich aber im Sinne der Majorität der 
Kommission aus, und in gleichem Sinne entschied auch Kaiser Josef 
in seiner Resolution vom 14. September 17S 1, durch welche er an­
ordnet, es sei allgemein bekanntzumachen, „das) aus erheblichen Ur­
sachen der Terminus, von welchem die Gerichtsordnung vim leßis 
haben soll, bis zum 1. M a i 17S 2 prolongiert worden sei."^

Kaiser Josef hatte durch diese Verschiebung Zeit gewonnen, sich 
in Aücksicht auf seine Organisationspläne zu entscheiden und schon 
aus einem Handschreiben vom Dezember 17S1 an die böhmisch-öster­
reichische Hofkanzlei ist erkennbar, das) er nunmehr — vermutlich in-

2? „W o  übrigens wegen des so engen Zusammenhanges, den die Gerichtsordnung 
mit der Linrichtung der Gerichlssiellen habe (welche beide Gegenstände miteinander )u 
verbinden von jeher (?) der Nntrag gewesen), auch die elftere bis dahin ausgeseht 
bleiben und daher mit Eingang des künftigen Monates hievon dem Volke durch Patent 
Tlachricht erteilt werden soll".

-b Staatsr. N . n. 2661 idlUem. Vicht also ersolgte diese Mastregel — wie 
v. Canste in  a. a. O . S . IS2 behauptet — -wegen neuerlicher Einstreuungen der 
Obersten lZustystelle".



folge der geäußerten vielen Bedenken — geneigter ist, den meisten 
Ländern ihre Landrechte M belassen. M it  Rücksicht auf den Zu­
sammenhang Mischen der Iusth, der politischen Verwaltung und den 
Zinaiyen ordnete er eine gemeinsame Beratung von Vertretern aller 
Zentralstellen an, die einen neuen Organisationsplan ausarbeiten sollte.

Eben aus den der Kommission gegebenen Richtlinien^ ergibt 
sich, daß Kaiser Zosef schon im Dezember 17S2 auf seinen plan der 
Vereinigung der Stände mehrerer Länder und einer damit verbun­
denen Vereinigung der Landrechte dieser Länder verzichtet hat. Die 
Konzentrationsidee selbst ist allerdings nicht aufgegeben, aber es sind ihr 
Grenzen geseht. M it  Ausnahme von Böhmen, Mähren, Galizien 
und Mederösterreich sollte der politische Landesches zugleich Vor­
sitzender des Landrechts werden. Dadurch war aber für die Gerichts­
organisation wieder die historische Einteilung nach Ländern zurück­
gewonnen und es handelte sich nur mehr um die Durchführung im 
einzelnen.

Im  Vordergrund der Diskussion stand von jetzt an die von 
Zosef II. immer festgehaltenen drei Grundsätze, daß Jedermann drei 
Instanzen habe, daß die Gerichtsbarkeit nur zwischen dem lorum 
nodilium et civico geteilt und daß alle tors excepts aufgehoben 
werden sollen.

Um diese entscheidenden Grundsätze entstand im Februar 17S2 
ein letzter schwerer Kampf. ____________

n  folgende Grundsätze sollten Anwendung finden i Zur jedes der Länder Böhmen, 
M ähren, Schlesien, G alipen, Österreich ober und unter der Lnns, Steiermark, Kärnten, 
T iro l und Triest, dann sür K ra in , G ö y  und Gradiska Msammen, hat eine das po li­
tische und das Zinarywesen in sich vereinigende Landesstelle )u bestehen, tue direkt mit 
der W iener Landesstelle korrespondiert. Zür diese Landstelle würde ein aus so wenig 
Ind iv iduen  als nur immer möglich bestehendes personale anMragen sein. Nusgenommen 
in Prag, B rünn, Lemberg und W ien, wäre in allen übrigen p ro rM e n  der Landeschef 
zugleich Präses der p r im se  instantise n o d lliu m , welche in je d e r  derselben zu errichten 
wären. Im  gleichen wäre er auch Vorsteher der Stände. Diese letztere aber hätten u n ­
verrückt und s e p a r ie r t zu verbleiben, wie sic sind . . . »Ich  habe Schlesien nicht m it 
M ähren vermengt, weil es eben so leicht durch einen Lhes und ein paar Räte ad­

ministriert werden kann und ein wichtiges Grenzland ist.
2° Staatsr. N . n. 413. D ie  Oberste Iustizstelle halte in ihrem a. u. Vortrag 

vom >S. Januar >782 neuerlich den Versuch gemacht, das Nesormwerk zu Hintertreiben. 
S ie  behauptete, das) durch den neuen p lan  die Gerichtsbarkeit des Landrechls und des 
k. k. Stadtrechts so sehr anwachsen würde, das) diese Gerichte ihre Nusgabe besonders bei 
der zugleich eingesührten neuen Gerichtsordnung nicht bestreiten könnten. S ie  riet daher



Zum Schlüsse tritt Sürst K au n itz  im Staatsrat in einem auf 
jedes D eta il vernichtenden, aber ungemein einsichtsvollem Votum für

aberm als, die Ju risd ik tio n e n  der Universität, der W ie n e r und passauer Konsistorien, des 

Deutschen und M altheserordens bcyubehalten, ebenso auch das tzofgericht, das F iska l­

gericht, die Lehen- und Wcchselgerichte, und nur die etwa vorhandenen Gebrechen bei 

diesen Gerichten ?u beheben.
D ie  Kom pila tionskom m ission, welche diesen a. u. V o rtra g  zur Gegenäusierung 

erhielt, antwortete in  ungemein eindringlicher W eise. S ie  begann m it einer Schilderung 

des unhaltbaren Zustandes der Gerichtsbarkeit in  Wederösterreich. N u s  diesem G runde  

sei eben seit )ehn Jahren  die neue B earbeitung des Gerichtssystems nach den von Kaiser 

Josef ausgestellten Grundsätzen im G ange. Z w a r behaupte die Oberste (suschstelle, cs sei 

infolge der Änderung eine bedenklich- „G ä h ru n g "  in  der Justypflege ?u befürchten. N be r 

eine „G ä h ru n g ' könne nur aus unrichtigen B egriffen  und aus nicht genug bestimmten 

Grundsätzen entstehen. Dagegen wären im  neuen System  lauter klare und einfache 

Grundsätze angenommen worden und einige im  A n fa n g  sich etwa ergebenden Fehler 

können noch keine „G ä h ru n g "  genannt werden. D iese G ä ru n g  werde nach Ansicht der 

Obersten Iu s tys te lle  um so bedenklicher sein, a ls gleichzeitig das neue V erfah ren  beginnen 

muß, das schon an und fü r sich einige „V e rw ir ru n g "  anrichten werdeI 3 n  welchem 

Punkte denn „V e rw ir ru n g "?  —  fragt die Kom pilationskom m ission und verneint die M ö g ­

lichkeit eines solchen M isie rso lges. D ie  neue Gerichtsordnung sei nun neun M o n a te  

pub lis ie rt, sämtliche S te llen  seien aufgefordert worden, ihre Bedenken über sie zu 

äußern, nur die V e iß e r N eg ierung habe einige A n fra g en  gestellt, welche aus den B e ­

stimmungen der G erichtsordnung selbst entschieden wurden. Dahingegen hätten die an 

die A llgem e ine  G erichtsordnung nicht gebundenen Wechselgerichte, die Bergwerks- und 

M ilitä rb e h ö rd e n  dieselbe m it e inigen aus der N a tu r des Geschästs fließenden A bände ­

rungen angenommen, was deren G ü te  hinlänglich erweise.
D ie  Kom pilationskom m ission w iderlegt dann die weiteren Bedenken gegen die 

„V e rlä ß lichke it"  der künftigen Landrechte und Stadtrechlc, die —  w ie man irrigerweise 

behaupte —  ihren A u fgaben  nicht gewachsen sein werden, seiner gegen die V e re in igung  

der K r im in a l-  und Iio ilge rich tsba rke it in  den Stadtrechten und gegen den gesteigerten

A u s w a n d , den das Gerichtswesen dem S taa te  verursachen würde.
N u s  allen angeführten Gegengründen hofft die Kommission, der Kaiser werde 

sich bewogen finden, es bei dem resolvierten System  um so mehr M  belaffen, „a ls  an­

sonsten die Sache nie )um endlichen Schluffe gelangte und der aus dem >. M a i  fest­

gesetzte T e rm in  w ieder fruchtlos verstreichen w ürde ".
D ie  beiden eben besprochenen V orträge  kamen an den S ta a ts ra ! ?ur Äußerung, 

v. L o e h r  stimmte jetzt der Kom pilationskom m ission )U, und o. G e b ie r  meinte sogar, 

daß die Bedenken der O u s t i c h o s s t e l l e  „siandhast abgefertigt" worden sind. „Höchst M  be­

dauern wäre, wenn - in  so heilsames W erk , das dem Geiste der Negierung Lhre  macht, 

wegen L inw endungen , die sich zuletzt sämtlich auf V o rlie b e  fü r das A lte  redusieren, ins 

Stocken gerate, oder auch nur vom neuen aufgeschoben werden so lle". Ähnlich votiert 

v . K ie s e l ,  während G ras H a t z f e l d  abermals aus seinen alten Vorschlag vom Jahre 

, 7 7 ö verweist, durch welchen er A b h ilfe  der Gebrechen ohne eine so grundstüyende 

Änderung )u erreichen glaubt. Jusm konflikte seien gegenwärtig überaus selten. 3 n  Z u -



die Reform ein." Damit waren die lange geführten Vorverhandlungen 
M  Ende. Die Nllerh. Resolution vom 27. Februar 17S2 beschäftigt sich 
schon mit der Durchführung für Riederösterreich?  ̂ Es werden Über­
gangsbestimmungen in der Weise getroffen, daß mit der Verwandlung 
der niederöst. Regierung in ein bloßes Rppellationsgericht der Anfang 
gemacht wird und zunächst diejenigen Rechtsfragen, die bisher in 
erster Instanz von der Regierung judiziert wurden, zwischen dem 
Landrecht und Magistrat .mach den Hauptgrundsähen von Adelig oder 
Unadelig verteilt werden." Die zur Aufhebung bestimmten Sonder­
gerichte sollten bis auf weiteres ihre Tätigkeit noch fortsehen.

Der neu ernannte Präsident^ des niederöst. Appellationsgerichts 
sollte sich mit dem Landmarschall „der hinfüro die ?ubIico-?oIitics

tunst — so meint Graf Hatzseid — „wird die Aushebung der geistlichen Jurisdiktion 
und die Abteilung in adelige und unadeiige Gerichte M Iurisdiktionsstreitigkeiten mehr 
Anlas) geben als die dermaiige Gerichtsverfassung. Die mere rpiritusiis sollen bei den 
Lonsirtorüs, die anderen Rechtssachen in Iukunst bei den weltlichen Gerichten ver­
handelt weiden, aber die AbgrenMng der mcre spiritusiis werde von der Geistlichkeit 
M Konflikten benutzt werden. Auch die qusestio prsciuMdsIis, ob der Beklagte adelig 
sei oder nicht, werde mitunter )u Schwierigkeiten des Verfahrens führen. An Wien würde 
das Stadtgericht unbedingt überbürdet sein, denn 1000 Exhibiten sind für den fleißigsten 
Rat zuviel". Schließlich will sich.Hatzfeid mit allen Anordnungen des Kaisers befreunden, 
befürwortet aber, daß in Wien vier Gerichtssteiien erster Instanz eingerichtet werden: 
ein Hofgericht, das Landrecht, das Stadtrecht und das Stadt- oder Kriminaigericht.

Votum des Fürsten Kaunitz, ibiäern: „überhaupt finde ich, daß die Kompi- 
lalionskommission die von den zusammengesetzten Stellen gemachten wesentlichen Linwürse 
auf eine gründliche Art beantwortet hat. Es ist zwar nicht zu mißkennen, daß jede 
Reuerung, besonders anfänglich, mehreren oder wenigeren Schwierigkeiten und Anständen 
unterliegt, allein wenn nur die neue Einrichtung, wie die gegenwärtige, aus richtigen und 
zusammenhängenden Grundsätzen gebaut ist, so kann das Key der Ausübung selbst nach 
und nach sich zeigende Mangelhafte in Rebensachen unschwer ergänzt und verbeffert 
werden. Ach bin dahero, sowie die vorstehenden dreh ersten Vota, im wesentlichen mit 
dem Linraten der Kompiiationskommisston verstanden."

3° Staatsr. Akten, idiüem, Rr. 413. 3n der Einleitung dieses höchst bemerkens­
werten Handschreibens heißt es, daß bei der „Durchführung des wichtigen Geschäfts 
dieser allseits geprüften neuen Oufiizeinrichtung die Hauptänderung nie ohne Gefahr und 
Unsicherheit sich aus einmal einieiten läßt, wodurch ein gefährlicher Stillstand und be­
denkliche Hemmung aller Geschäfte und eine A rt von Justitium entstünde. Obwohl also 
alle Sätze theoretisch sehr wohl von der Kompilationskommission ausgearbeitet sind, so 
erfordern sie dennoch, daß sie praktisch nur mit vorsichtigen und langsamen Schritten 
ins Werk gesetzt weiden". Man dürfe nicht bei allen Gerichtssteiien zugleich ansangen.

33 Es war Graf S inzendorf, der seit 26. M ai >779 das Amt des Obersten 
Landrichters bekleidet hatte (Just. M in . Arch. R.-Ost. 20 II). Graf Eav r i an i  wurde



wird )u führen haben", hinsichtlich der Besetzung der Regierung und des 
Appellationsgerichts ins Einvernehmen setzen.  ̂ Die Appellations- 
instan) sollte auch für Österreich ob der Lnns fungieren. . . „Und so 
sollte Ich verhoffen, daß, wenn mit allgemein gutem M lle n , nötigen 
und schuldigen Eifer )u Werke gegangen wird, bis 1. M a i die nötige 
Einleitung getroffen ist."

Ju r Durchführung ergingen Handschreiben für das niederöst. 
Appellationsgericht mit dem Sitze in Wien und für das niederöst. 
Landrecht, gleichfalls mit dem Sitze in Wien, deren neue Wirksam­
keit am 1. M a i 17S2 )u beginnen h a tte t

Im  J u li 1783 wurde schließlich dem Kaiser von der Kompi­
lationskommission der Entwurf der niederöst. Iurisdiktionsnorm unter­
breitet.^ Die Kompilationskommission wies in ihrem Bortrag darauf 
hin, daß nunmehr auch die Einrichtung des Wiener Stadtmagisttats 
und die Aufhebung aller sogenannten io rorum  exceptorum anbe­
fohlen wurde, wodurch die Regulierung der Gerichte unter der Enns 
erschöpft sei. Die Kommission ist daher jetzt in der Lage, „denjenigen 
Teil der Gesetzgebung, welcher die Gerichtsbarkeit bettifft und ein 
Kapitel der allgemeinen Gerichtsordnung hätte abgeben sollen, an 
das Licht treten )u lassen." Die Aufgabe sei gewesen, die vom Kaiser 
schon bestätigten Grundsätze in ein Ganzes zusammenzufassen, und
sämtlichen Gerichtsstellen, sowie dem?ut>lico solche als ein künftiges
einziges Rormale bekanntzugeben. Die Kommission gedenke aus gleiche 
Weise von Land zu Land vorzugehen.^

Im  Staatsrat betonte M a r t in i , ^  „daß diese Materien von der

VyepiSsident (S taatsr. Akten, id iä c m ). Nachfolger im  Am te des Obersten Land­
richters wurde G ra f tz e rb e rs te ln , wovon dieser durch kais. Handschreiben vom 27. H or­

nung I7S2 verständigt wurde.
^  „D a m it M  Landesregierung in  ?o i1 tic!r geübte Räche verbleiben, jene aber 

die immer in  luä ic is iib u L  gearbeitet haben, M  Appellation kommen. Zugleich wurden 
die bisherigen Revisorien in  T iro l und G ra , aufgehoben, und die Oberste Zusti,stelle 
wurde )u Vorschlägen aufgefordert, wie aus den Räten dieser Gcrichtsstellen ein Nppel- 

latorium für gnnerösterreich und T iro l gebildet werden könnte."
2r I .  G . S .  I. n. 47 und 4S.
2° n. 2677 S taatsr. Akten: a. u. Vortrag der Kompilationskommission vom

,S. Z u li, dem Staatsrat am 31. Z u li vorgelegt. D ie  Iurisdiktionsnorm  für Österreich 

unter der Cnns, vom 17. September I7Z3 in der Z . T .  S .  n. 1-3.
2r V g l. S taatsr. A .  ib iöem .
22 Freiherr v. " M a r t in i  war seit 27. M a i 17S2 M itg lie d  des Staatsrats, vgl. 

v. M a a s ib u r g  a. O . S .  -5 .



Gerichtsbarkeit, welche in dem letzten Kapitel der allgemeinen Ge­
richtsordnung hätten erscheinen sollen, erst später erörtert und nur nach 
Unterschied der Länderordnung haben bestimmt werden können." Des­
halb sei es nicht möglich gewesen, „damit früher ausMrücken". Lr 
hebt hervor, dast der Entwurf den Mlerh. Entschließungen entspreche, 
und empfiehlt ihn der kaiserlichen S an ktio n .^

In  der Tat erfloß die M erh. Sanktion im Sinne dieser Anträge."
Die niederöst. Iurisdiktionsnorm sollte ihrerseits den Entwürfen 

für die österreichischen Länder, allerdings mit Modifikationen, Mm 
Vorbilde dienen. Ls bedurfte einer besonderen kaiserlichen Anordnung, 
daß für ein jedes der inneröst. Länder ein besonderes Patent verfaßt 
wurde," und wir finden in den einzelnen Iurisdiktionsnormen aus­
drückliche Hinweise auf das niederösterreichische Vorbild.

V.

Die beiden Landrechte auf Grund der 
Josefinischen Reform.

Infolge der Neuordnung der Gerichtsverfassung und der Auf­
hebung fast aller Sondergerichte erhielt das niederöst. Landrecht eine 
ganze Aeihe neuer Kompetenzen? M ir  haben diese Veuordnung ent­
stehen gesehen und geben nun einen kurzen Überblick.

^  übrigens empfiehl! M a r t in i ,  die Kundmachung )u verschieben, bis der 
Wiener Magistrat vollständig konstituiert sein werde, und das) man auch bedacht sei, 
,das) der Druck in den nämlichen Format und Bedingnissen, wie es mit der allgemeinen 
Gerichtsordnung geschehen, für sich gehen solle."

Dem Nkte liegt ein ah. Handschreiben an den Obersten hofmarschall 
Grasen von Starhemberg bei, das die Veränderungen in diesem Gericht )um Gegen­
stände hat.

"  V .  4575 Staatsr. M ,  22. Dezember I7S5. Gras Hatzfeld betont, das) es 
nicht rätlich sei, für die drei innerösterreichischen Länder nur Ein Patent )u versassen. 
D ie Verfassung der drei Länder sei nicht dieselbe, ). B . wäre der Nusdruck „Burgfried 
und „G ü lt"  hier ebensowenig, wie in den böhmischen Ländem bekannt.

i  Pat. v. 27. Sept. I7S3, V r. >22 b- G . S . ,  Pat. v. I I .  N pril I7S2 M .  43 
I .  G . S .,  Pat. v. I. M a i I7S2 M .  47 u. 4S l). G . S .



Die Iuständigkeitsverteilung, wie sie von der Iurisdiktionsnorm 
für Aiederösterreich im Jahre 17S2 getroffen wurde, ist —  wie Zran) 
K l e i n  urteilt —  „von wohltuender Einfachheit "? Negel ist, das) die 
Gerichtsbarkeit in Streitsachen sich richtet „nach der persönlichen Eigen­
schaft des Beklagten ohne "Rücksicht auf die Gattung des Klagerechts, 
aus welcher die Streitigkeit entstanden ist". Die Gerichtsbarkeit erster 
Instan) sollte sich in Österreich unter der Enns zukünftig zwischen dem 
nicderöst. Landrecht und den Ortsgerichten, das ist dem in jedem Orts- 
bechrk bestehenden Magistrat oder Grundgericht teilen.

Aach der Iurisdiktionsnorm gehörten unter die Gerichtsbarkeit 
des niederöst. Landrechts zunächst alle Mitglieder des Prälaten-, 
Herren- und Aitterstandes von Österreich unter der Enns, aber auch 
ferner jeder, der sich über einen ihm eigenen in- oder ausländischen 
Adel ausMweisen vermag; dann die niederöst. Stände, wenn sie in 
corpore belangt werden; ferner jeder, ob schon unadelige Besitzer einer 
ständischen Gült, wenn ihm vermöge dieses seines Besitzes in dem 
Ort, wo er seinen Wohnsitz hat, die Ortsgerichtsbarkeit selbst und 
allein )usteht; ferner die Ortschaften, die unter keiner Obrigkeit 
stehen; die Stifter, Klöster, Kapitel und andere unter einem ordent­
lichen Obern stehenden Gemeinden, wenn sie in corpore belangt 
werden; dann jeder sich in Österreich unter der Enns aufhaltende 
Untertan der ottomanischen Pforte.

Hin)u kommen überdies die Streitsachen Mischen Grundunter­
tanen und Herrschaften, und jene Streitsachen, in welchen das niederöst. 
Kiskalamt Prozeffpartei war. Die Justichankodeputation wird dem 
Landrecht angegliedert. Vom Landrecht ebenso, wie von allen übrigen 
Gerichten geht der Aechks^ug an das Appellationsgericht und von 
hier, soweit die allgemeine Gerichtsordnung dies gestattet, die Revision 
an die Oberste Justtzstelle.

M it  1. Aovember 17SI sollten ferner „das obecsthofmarschallische 
Gericht, die gesamten im Lande Aiederösterreich unter der Enns be­
findlichen Ditpesesankonsistoria, desgleichen das Lonsistorium lln i-

2 Hran; A te in , p ro  ?uturo. §eippg und Wien 1891 63 tz. Aier werden
die Bestimmungen der 0°sefinischen Gerichtsverfassung über die Gerichtsstände den 
ungleich komplyierteren der Jiviljurisdiktionsnormcn der süichiger Jahre des vorigen Jahr­
hunderts gcgenübergestellt. tzier auch E . 65 ff. näher- Mitteilungen über die Gonder- 
gerichtsstände. Vgl. ferner von D o n rin  a. o. S. 94 ff. und §. I .  ! )a im e r l.  Die 
Lehre von den Iivilgerichtsstellen, 2. Teil, W ien I S35, S. 25 ff. und S. ,30 ff.



versitstis, soweit es Iusthgeschäfte in Streitsachen oder in Geschäften 
des adeligen Richteramts auf sich hatte, aufgehoben und die von 
diesen Gerichten über Adelige ausgeübte Gerichtsbarkeit an die 
niederöst. Landrechte, die über Unadelige ausgeübte Gerichtsbarkeit 
aber an die Ortsgerichte verwiesen sein"?

Ls ist offenbar, das) dadurch ein großer Teil der geistlichen, oberst- 
hofmarschallischen und akademischen Gerichtsbarkeit dem Landrecht 
Mgewiesen wurde, und unsere frühere Darstellung hat auch gezeigt, wie 
schwer es war, diese Aufhebung althistorischerGerichtsstände duräyusehen.

Die Gerichtsbarkeit des Landrechts hat durch alles dies eine 
totale Veränderung erfahren. Das Gericht behielt M ar seine alten 
Kompetenzen aus den Zeiten Maria Theresias, aber es kam eine 
ganze Reihe neuer Kompetenzen hinzu, die der ursprünglichen Be­
stimmung des Gerichts nicht entsprachen. Richt durch Entziehung von 
Befugnissen verlor dieses Gericht seine alten Grundlagen, sondern 
durch Hinzufügung neuer wesensfremder Kompetenzen, für welche das 
Prinzip der Zudikatur durch ?src5 curise unanwendbar wurde. Der 
Untergang der inneren Verfassung des Gerichts wurde vielleicht eben 
deshalb von den Ständen nicht als ein planmäßiger Angriff auf alte 
Privilegien, sondern als eine zwar schmerzliche, aber immerhin unab­
wendbare Konsequenz der großen Gerichtsreform empfunden.

Die Änderung vollzog sich in folgender Weise. Die niederöst. 
Regierung hatte bisher Funktionen der politischen Verwaltung und 
der Justiz. Die Zustizgeschäfte, soweit sie erster Instanz waren, wurden 
auf Landrecht und Magistrat verteilt. An Stelle der alten Behörde 
trat aber in Zustizsachen das Appellationsgericht für beide Erzherzog­
tümer und in Sachen der politischen Verwaltung die Landesregierung, 
gleichfalls für beide Länder. J ustiz und politische Verwaltung sind also 
hier abermals vollkommen und definitiv getrennt worden. An die Spitze 
der politischen Landesregierung trat der Landmarschall; er sollte sich 
nunmehr ..Regierungspräsident" oder „Regierungspräsident und Land­
marschall" nennen* . . . „sowie ja auch den Landeshauptleuten in

- b . G . S . A i.  ISS, tzosdekret vom 2S. bu>> I7S I. über das Obersthof- 
marschatlische Gericht unter Kaiser Joses II. vgl. D o m in  a. O. S . S4 und v. S t r o b l-  
R lb e g , Das Obersthosmarschallamt S r. k. u. k. Npost.' Majestät, in R . D o p  sch. 
Forschungen )ur inn. Gesch. Österreichs, Heft 4, S . >>J.

 ̂ Beiträge zur Gesch. der qZiederöst. Statchalterei, W ien >874 S . 76. Die 
Neihensolge beider Titel ist nicht gleichgiltig, was Tezner a. O. S . >o; mit Recht



den Provinzen dieses Präsidium eingeräumt ist, woraus die hiesigen 
Stände mein besonderes Vertrauen und Wohlwollen zugleich ent­
nehmen werden"? Das) durch diese letztere Mastregel den Ständen 
ein Zeichen des Vertrauens gegeben werden sollte, ist freilich nur 
Redensart gewesen. Man denke an die Blütezeit ständischen Wesens. 
Damals hätte die Verbindung beider Ämter eine unmögliche Zumutung 
bedeutet. Aber nun war dies anders und diese Verbindung schon in 
anderen österreichischen Ländern Tatsache geworden.

An der Spitze des Landrechts, mochte es auch durch die neue 
Iurisdiktionsnorm eine veränderte Bestimmung erhalten haben, blieb 
der oberste Landrichter, der oft auch „Präsident der Landrechte" ge­
nannt wurde?

Das Gericht selbst verliert aber die Attribute eines ständischen 
Gerichts durch neue Bestimmungen über das Präsidium und die Beisitzer. 
Von M aria Theresia her hatte der Landmarschall — wie wir wissen — 

 ̂ noch den Ehrenvorsitz neben dem Obersten Landrichter behalten. Auch 
hatte die „Einrichtung" von 1764 nichts an dem suäicium parium 
geändert, sondern ausdrücklich erklärt, dast das Gericht nur mit M it ­
gliedern des Herren- und Ritterstandes beseht werden solle. In  
beiden Richtungen tritt eine radikale Änderung ein. Durch Hofdekret 
vom 29. April 17S2 wird der Regierung mitgeteilt, der Kaiser habe 
anlästlich der am 1. M a i zu geschehenden Installation des neuen 
Obersten Landrichters (Grafen Herberstein) zu entschliesten befunden, 
„dast chicht nur die Beiziehung des Herrn Landmarschalls zur ge­
meldeten Installation übergangen, sondem auch das derzeit einem 
jeweiligen Landmarschall bei den Landrechten eigen gewesene ?rse- 
sickium konorsrium für die Zukunft ganz aufzuheben sei".'

hervorheb! und für Mahren für das Jahr I7S3 ausdrücklich bezeugt ist (vgl. Staalsr. 

N . Register sei A r. 2374).
ö Staatsr. N . 7!r. 413 »Bittet' an den Landmarschall Grasen pergen, Konz, 

sine cksto, aber dem Februar I7S2 zugehörig.
« Staatsr. N . M . S33, kais. Resol. vom 31. März I7S2.
- IZin 25. N pril >782 bittet die Oberste Justizstelle auf Grund eines Referats 

des Hofrates o. Keefl den Kaiser um Entscheidung in folgender Krage: M it  I. M a i 
solle die Installierung des neuen Obersten Landrichters ersolgen. Bei der Reucinrichtung 
des Landrechts I7S4 wurde dem jeweiligen Landmarschall das KrSsickluin llonoeaoluin 
eiugeräumt. Er intervenierte deshalb bei der Installierung des Obersten Landrichter, 
hatte das Recht bei allen Ratssitzungen zu erscheinen, hatte den ersten Sitz zur Rechten 
des Obersten Landrichters. Ruch sollle für ihn immer ein Sitz „zu oberst des Rats-



D ie  Beisitzer des Landrechts unterliegen denselben A n forde­
rungen rücksichtlich ihrer gelehrten V orbildu n g  w ie andere richterliche 
B eam ten . S i e  werden nicht mehr ausschließlich a u s  dem Herren- und 
N itterstande genom m en, und die N ä te  haben nur mehr S itz  und 
S tim m e  nach dem S e n iu m  ihrer A n ste llu n g ?

Zosef I I .  hatte sich schon am I S .  Oktober 1 7 S 1  für die vö llige  
A u fh eb u n g  des In stitu ts  der ..B änke" in den Iu sty k o lleg ien  ent­
schieden. D ie  A u fh eb un g der B änk e der Herren, A itter  und G elehrten  
wurde dann am 1. M a i  17S 2  für das niederöst. A ppellationsgericht 
in W ie n  und in der F o lge für die übrigen A ppellationsgerichte a u s­
gesprochen. D a ß  dieser Grundsatz, der mit alten Vorrechten des A d e ls  
brach, starke Anfechtung bei den H ofstellen erfuhr, ist selbstverständlich.

lisches" in  Bereitschaft sein. .D a b e i  blieb es , obschon sich dieser B e fu g n is  weder der 
vorige Landmarschall Zürst v. Trautsohn noch der dermalige G r a f von  Pergen je bedient 
hat, da ein jew eiliger Landmarschall zugleich bei dieser erhaltenen E rlaub n is angew iesen  
w orden, weder in die U m frage, noch in  den sämtlichen Rm tsgeschäften einen Einflus? 
zu nehm en und dahero die gntervenirung des Landmarschalles bei den R atssessionen  
wirklich von  gary seltsamer Beschaffenheit w äre. Zn denen ehem aligen Zeiten  konnte 
diese V erfassung der Landrechte sich einigerm aßen andurch rechtfertigen, w eilen  die L an d ­
rechte eigentlich a ls  ein ständisches G ericht angesehen w orden sind. D erm alen  aber, w o  
die Landrechte effektive das k. k. allgem eine k o r u m  n o b illu r n  sind und die Geschäfte 
der S tä n d e  nur einen T e il ihrer A ktivität ausm achen, läßt sich ?ur B ela siu n g  dieses 
p r s e s iü ü  lr o n o r s r ii ,  das ohne alle B ed eu tu ng  und TUirkung ist, kein hinlänglicher G run d  
denken. I n  dem von  L . A lt .  systematisierten S ta tu  ist auch von sothanem ? r s c s lä i o  
k o r r o r sr io  nicht das geringste enthalten. D ah ero  denn C . M t . sich M  entschließen geruhen 
dürften, daß nicht nur die B e y ie h u n g  des Landmarschallen M  bevorstehenden In s ta l­
lation des Obersten Landrichters übergangen, sondern dieses Präsidium  für die Zukunft 
ganz ausgehoben werden solle." (Z ust. M i n .  N rch., F a s). 2 0  II M .  I .)  Kaiser Zosef II. 
resolvierte kur): .I c h  beangenehm e das Linrathen."  S o  wurde die uralte Funktion des 
Landmarschalls im  ständischen G ericht desinitiv beseitigt. S e i t  dem Zahre > 7 6 4  war für 
den Landmarschall in  der Gerichtssitzung noch ein Lhrenstuhl bereit gehalten w orden, 
nun im  Zahre I7S2 wurde auch dieser entfernt. M a n  wird bemerken, daß der auf G rund  
des R efera ts von  K e e ß  ausgearbeitete a . u . V ortrag w en ig  M itle id  mit dem Schicksale 
dieses A m tes  zeigt.

° A .  G .  O . 8  4 3 0  ff. und 3 .  G .  S .  R r . 4 S . D a s  tzofdekret bestimmt den 
Personalstand mit einem Präsidenten, einem  V izepräsidenten und ,S  R ä ten  etc., semer 
mit vier A uskultanten  ohne R a n g  und ohne Anspruch auf Rachrückung, die ihnen nur 
c e te r ls  p o r ib u s  zukam. S i e  haben eigentlich kein V o tu m , doch kann der Präsident sie 
um ihre M e in u n g  befragen, um ihre B eurteilungskrast und Fähigkeit zu erforschen etc. 
D iese  B estim m ungen  über den R achw uchs, wodurch die .supernumerraren R ä te  ab­
geschafft w urden, w aren den S tä n d en  sehr unlieb . R ach dem T od e Zoses II. versuchten 
sie vergebens daran zu rütteln.



Die Anwendung des gleichen Grundsatzes für das adelige Landrecht 
ergab sich damals von selbst. Ls ist aber klar, daß der Eingriff beim 
Landrecht, als dem alten Sitze der ständischen Gerichtsbarkeit, noch 
viel schmerzlicher empfunden werden mußte. Dennoch wurde die M aß­
regel durchgeführt. Im  tzofdekret vom 1. M a i 1782, das die „A k­
tivität" des niederöst. Landrechts ordnet, heißt es lakonisch: „Auch 
bei den Landrechten haben die Aäte unter sich Sitz und Stimme 
nach dem Senio ihreriAnstellung", und derselbe Grundsatz fand auch 
in den Landrechten der übrigen Länder mit ausdrücklichem Hinweise 
auf das niederösterreichische Vorbild Anwendung?

M it  der prinzipiellen preisgebung des Grundsatzes eines 
adeligen suckicium psrium  hing es zusammen, daß Josef ll. durch 
Patent vom 20. August 1737 das Krim inalprivilegiuEder niederöst. 
Stände aufhob/o was von diesen besonders schmerzlich empfunden 
wurde. Vergebens haben die Stände unter Leopold II. die Rück­
gewinnung des Privilegs angesttebt.

Die Iustizbankodeputation sollte ursprünglich, wie sie bisher eine 
abgesonderte Abteilung der Negierung, so auch künftig einen beson­
deren Te il des Landrechts bilden. Aber auf Antrag des Obersten 
Landrichters wurde sie bald mit dem Landrecht völlig vereinigt. Ihre 
"Rechtssachen sollten jedoch unter der alten Bezeichnung erledigt und 
den Beratungen stets ein Kameralrepräsentant zugezogen werdenV

2 b. G. S . Ar. 4S. Vgl. damit (1. G. S . n. n. SS, So, >30, 148 etc. 
Die kais. Aesolutwn datiert vom >0. Oktober >7S>. In  der Kompilationskommisflon 
war der Antrag vom Aeferenten v. Keest gestellt worden (vgl. Staatsr. A . n. >S>>).

Das Institut der „Bänke" in Österreich bedarf einer besonderen Untersuchung,- vgl. 
MNächst h ock-Bidermann a. O. S . ISS, 237 , v. M aasiburg a. O. psssirri. 
Bemerkt sei nur, dasi die Einrichtung durch Hofdekret vom >3. M är) 17SS auch bei 
den „Hof- und politischen Länderstellen" beseitigt wurde (bei Hock-Biderm ann 
S . ISS ist das Datum irrig). Bei dieser Beseitigung blieb es.

Österreich war hier in der Entwicklung den meisten übrigen Territorien voran. Man 
vergleiche N. S toe he l, Entwicklung des gelehrten Aichtertums, I. Bd. S . 243 ff., 
derselbe, Brandenburg-Preußens Rechtsverwaltung und Rechtsverfaffung, U. Bd. S. IS, 
IS 7 , Fr. Holhe, Gesch. des Kammergerichts in Brandenburg-Preußen, Berlin IS S I, 
II. Teil, S . >2, IS , 302, IV. Teil, S . ZS etc., Emst v. M e ie r, hannoverische Ver- 
saffungs- und Verwaltungsgeschichte, Leipstg ISSS, l. Bd., mit einem Überblick über die 
Entwicklung ln anderen Territorien, S . SOI ff. u. a.

Just. M in . Arch. Karton 302.
"  Vgl. über alles dieses, J u s t -  M in. Nrch. 2 0  l. Ar. 1 „Amtsbericht des k . k . 

niederöst. Landrechts" vom > 1 .  Aooember 1 7 8 2 .  Uber die Aiederöst. I u s t i ) b a n k o d e p u -



I n  H a n d els- und W echselsachen w ar das niederöst. M erk an til­
und W echselgericht kompetent; aber dieses G ericht w ar nunm ehr mit 
dem niederöst. Landrecht dadurch verbunden, das) es unter dem Vorsitz 
des V izepräsidenten des Landrechts j u d y i e r t e . ^

V achdem  in dieser W eise  die O rgan isation  des niederöst. L an d ­
rechts v o lh o g en  w ar, erging am 4 .  J a n u a r  1 7 S 3  eine N echtsbelehrung  
an das Publikum  über die K om petenzen des neuen G er ic h ts ."

M it  diesen Ä nderungen in der G erichtsverfassung hingen aber 
andere E ingriffe in die ständische V erfassung zusam m en."  D a s  von  
M a r ia  T heresia im J a h re  1 7 6 4  neue geordnete ständische V erord- 
netenkollegium , an dessen S p itze  in Österreich unter der E n n s  eben 
der Landm arschall stand, wird aufgehoben und angeordnet, das) künftig 
nur mehr zw ei V erordnete au s dem Herren- oder N itterstand von
der G esam theit der S tä n d e  auf sechs O-chre ^  w äh len  sind. D iese
V erordneten werden nun aber der niederöst. R eg ieru n g  a ls  K äte  zu­
geteilt. A u s  der ständischen V erordnetenstelle wird somit eine A b - 

^ i lü n g  der landesfürstlichen N eg ieru n g , und der Landm arschall wird 
C hef dieser N eg ieru n g , nachdem er den Vorsitz im Landrecht v o ll­
ständig verloren hat.

Unter J o sef II. w andert also die ganze Verordnetenstelle samt 
dem Ländm arschall au s dem Landhause in s  N eg ieru ngsgeb äu d e. D ie s  
ist nicht bloj) figürlich zu verstehen, denn unter J o se f II. wurde der 
S ie g  über die V ergan gen h eit nicht vorsichtig verdeckt, sondern geradezu 
dem onskativ unterstrichen." S o  w ar es mit der alten ständischen 
Gerichtsherrlichkeit zu E nde.

Auch in O b e r ö s te r r e ic h  wurde an S te l le  der L andeshauptm ann- 
schast eine L an d esregierung errichtet, der zw ei v on den S tä n d e n  au s  
ihrer M itte  gew ählte deputierte N ä te , die aber ein von der H ofkanzlei 
ausgestelltes M ah lfäh igk e itszeu gn is  besitzen mufften, an gegliedert

dation und  ihre Geschichte, über die Z iskaläm ter und die c o n s e s z u s l i s  vgl. insbesondere 
T e ; n e r  a. O . II . tzeft S .  > 0 7 , I > 0 , > >6 ff., > 2 - ff.

>2 8  4  d e r b u r i s d .  7 !o r m  v g l. m it  N rc h . d . sZust. M i n .  „ 7 ! .-L )s t . 2 0  II.
>2  J u s t .  M i n .  N rc h .,  i d i ä e r n .
"  M in .  d. g n n . I I I .  N . 4  und ib lä e m  IV . H . 2.
^  I n  e in e m  kais. H a n d sc h re ib e n  a n  d ie  M e d e rö s t .  N e g ie r u n g  v o m  I .  R p r i l  > 7 8 2  

b e iß t c s  w ö rtl ic h : . D i e  M e d e rö s te rre ic h isc h e n  L a n d re c h te  h a b e n  m it E n d e  g e g e n w ä rtig e n  
M o n a t s  ih re n  d e rm a lig e n  l o c u m  p k ^ r t c u m  in  dem  L a n d h a u s  g a n ;  M  rä u m e n  u n d  
d e n  P la tz  )u  ih re r  lZ u stÜ v e rw a ltu n g  in  d em  N e g ie r u n g s h a u s e  e in ;u n e h m e n  . . . ( M i n .  

d . g n n .  V I. B .  I . )



w u rde n .*6 Das Landrecht wurde mit der dortigen Landesstelle so ver­
einigt, das) sein Präsidium dem Landeschef, der zugleich Landeshaupt­
mann ist, übertragen w u rd e ."  E in  Hofrat hat als „erster Rat" dessen 
Stellvertretung. Dem mit der Landesstelle vereinigten Landrecht 
werden drei Räte und Iustyreferenten mit den nötigen Hilfsbeamten 
^gewiesen: „Die Aktivität dieses Landrecht ist nach dem System der 
übrigen bestimmt und das Appellationsgericht soll das nötige an­
ordnen." Am 24. M a i wurde auf dieser Grundlage die Iuris- 
diktionsnorm für Österreich ob der Enns kundgemacht.^

Man sieht, das) die Iustyorganisation für Oberösterreich, obwohl 
sie sich als Durchführung „des allgemeinen einförmigen Oustyregu- 
lierungssystems" ankündigt, gegenüber Österreich unter der Enns doch 
Verschiedenheiten faufweist. Gemeinsam beiden Ländern ist die Aus­
hebung des su6icium psriurn im Landrecht, in vielen Begehungen 
gemeinsam sind die Grundsätze für die Verteilung der Gerichtsbarkeit 
erster Instanz Mischen Landrecht und Ortsgerichten." Mährend aber 
in Österreich unter der Enns das alte Landrecht trotz aller Veränderung 
seine selbständige Stellung behauptet, den Obersten Landrichter als 
Vorsitzenden behält und den Landmarschall völlig verliert, wird in 
Oberösterreich das Landrecht der Landesregierung angegliedert und 
das Präsidium des Landrechts mit dem der Regierung verbunden. 
Der Chef der Landesregierung ist zugleich Landeshauptmann und als 
solcher Präsident des Landrechts, während in Mederösterreich der Chef 
der Landesregierung M ar gleichfalls zugleich Landesmarschall ist, aber 
als solcher mit dem Landrecht nichts mehr M tun hat, sondern nur 
mehr mit den politischen und wirtschaftlichen Geschäften der Stände.

Ein vergleichender Blick läs)t auch erkennen, das) die Verbindung 
des adeligen Landrechts mit der Regierung, wie sie in Oberösterreich 
stattfand, keine vereinzelte Erscheinung war?"

S täuber a. O. S. -o, >>5.
2S. buli I7S3, M in . d. Inn. VI. B. I. 

i6 Vgl. I .  G . S . n. 205.
i6 Nber b. G . S . n. 205 heißt es, daß dieselben Grundsätze wie beim Triester

Stadt- und Landrecht gelten.
6° Das steirische Landrecht M Gra) wurde nach Nrt des Landrechts von Ober­

österreich eingerichtet und hatte gleichfalls mit dem Landcsgubernium einen gemeinsamen
Präsidenten (v. Dom  in  a. O. S . SS). Die Inner- und sogen, „oberösterreichischen 
Länder" (im Sinne der älteren Kaiyleisprache) erhielten ein gemeinsames Nppellations- 
und Kriminal-Obergericht mit dem Sitze in Klagenfurt etc. Vgl. v. D om in  a. O. Hier



Von allen Gerichten ob der Enns ging nun „der Nppellations- 
Mg und in den Geschäften des adeligen Aichteramts der Nekurs 
allein an das für Österreich unter und ob der Enns aufgestellte 
Appellationsgericht in M en , außer welchem alle übrigen Gerichts­
behörden, die derzeit eine Gerichtsbarkeit zweiter Instanz ausgeübt 
haben, für aufgehoben erklärt werden. Vom niederöst. Appellations­
gericht geht der Revisionszug an die Oberste Justizstelle".^

Eine „Kundmachung von Sr. M t. Landeshauptmannschaft ob 
der Enns wegen" eröffnet allen Untertanen ob der Enns und über­
haupt allen rechtsuchenden Parteien, der Kaiser habe die in „seinen 
anderweiten österreichischen Landen bereits eingeführten Grundsätze der 
Justizregulierung auch auf das Erzherzogtum ob der Enns zu ver­
breiten und dadurch in den gesamten Erblanden eine einförmige, einer 
reinen, verläßlichen und förderlichen Justizpflege zusagende Justiz­
verfassung zu bestimmen sich gnädig entschlossen".^

Daß alles dies gelingen konnte, daß die Verordnetenstelle der 
Landesregierung unterworfen, der Landmarschall seiner Gerichtsgewalt 
völlig depossediert, die Sondergerichte aufgehoben, das su6icium 
psriuin beseitigt, in Oberösterreich das alte ständische Gericht in 
seiner neuen Gestalt der Landesregierung angegliedert werden konnte, 
zeigt den völligen Bruch mit der Vergangenheit, der sich hier voll­
zogen hatte.

Es ist sehr begreiflich, daß die Stände gegen die Zerstörung 
ihrer alten Verfassung remonstriert haben. Aber ihre Beschwerden 
richteten sich unter Kaiser Josef II. hauptsächlich nur gegen die Auf­
hebung des Verordnetenkollegiums und ständischer Klassenunterschiede. 
Die Stände wenden gelegentlich ein, die kaiserlichen Verfügungen 
führten zur Aufhebung der „so nützlichen Einrichtung adeliger Klassen"; 
der Kaiser liebe „bekanntlich die unschädliche Freiheit", und es sei

auch näheres über die Einrichtung in den übrigen Ländern, auf deren nähere Betrachtung 

verzichtet werden muß.
E in  besonderer Organismus bilde! sich dort aus, wo die Funktion des Landrechts 

mit der des Magistrats und Stadtgerichts verbunden erscheint. D er 7!ame dieser G e­
richte „S tad t- und Landrecht" sprach dies deutlich aus. Näheres über das Görzer und 
Triester Stadt- und Landrecht bei von D o m  in  a. O . S . - 9 ,  für Oberösterrcich vgl. 
I .  G . S . n. 205.

^  Zirch. d. M in .  d. gnn. IV. H . 4 ; I7S4 6. M a i.
2- „Gegeben in der k. k. Hauptstadt Linz, 17S3". D as Konzept im Just. M in .  

Nrch. trägt dle Unterschrift „o. K e e ß ".



ja für die Monarchie gan) gleichgiltig, wie die Klassen der Stände 
eingeteilt sind. Der Kaiser möge ihnen also ihre „unschädliche Ver­
fassung" belassen.

Von Beschwerden gegen die neue Gerichtsverfassung hören wir 
unter Kaiser Josef II. auffallend wenig. So empfindlich die Schädi­
gung war, die diese "Reform für die ständische Verfassung in sich 
schloß, so haben doch die Stände vorerst unter dem Eindruck der 
großen und wohltätigen Umwähung, die geschehen war, diese 
Begleiterscheinungen, die ihnen unvermeidlich schienen, ruhig gettagen.

Erst nach dem Tode (sosef II. wurde dies anders. Die Stände 
wünschen )war nicht die Rücknahme der Gerichtsreform, die sich ein­
gelebt und nach dem Urteile der Zeitgenossen vollkommen bewährt 
hatte, sondern sie suchen ein Kompromiß. Sie billigen die Rufrecht­
haltung der neuen Organisation, sie erstreben aber zugleich die Rück­
gabe des Kriminalprivilegiums und anderer prozessualer Vorrechte, 
sowie die möglichste Annäherung an das alte sucliciurn psriurn.

So kam es )u einem letzten großen Kampfe, der mit dem voll­
ständigen Siege der Josefinischen Gerichtsreform seinen Abschluß 
fand. Eine folgenreiche Antechpierung zukünftiger sozialer Entwicklung 
hat hier stattgefunden. Grundideen der Aufklärungsepoche wurden, 
lange bevor sie für das privatrecht im allgemeinen bürgerlichen Ge­
setzbuch Aufnahme fanden, in der josefinischen Gerichtsorganisation 
tatsächlich verwirklicht und für die Zukunft sichergestellt.
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